





| | | 33%, Sitzungsperiode. 
i Ra RA I R« Sitzung. 
AARGEBIETES, 


Stenographischer Bericht 
über die am Freitag, den 20. April 193 in der Aula 
der Nberreslschule stattgefundene Sitzung des Landes- 
rates des Saargebietes, 


Der Vorsitzende, Oberregierungsrat kLossmann, e rölinet 
Ihn IB 13 1: 4 
um 3 Uhr 15 Minuten die Sitzung. f N 
Arwesend ist als Vertreter der Regierungskonmmissien 
Staatskenuissar Verwaltungsdirektor Dr.G.\.Liesch, 


Entschuldi;t fehlen die Mitglieder: 


Gew. wekr. Kiefer (2) - Saarbrückenz Kommerzienrat Dr.h.e. 
Röchling (L1.V») - Völklingen; Rechtsanralt Dr.Sender (S.P.) 
Saarbrücken; Sekretär Petri (S.?.} - Nounkirchen:; Gemeindevor- 
T N. ver a BR 

stehor Helfzen (K.P.) - Dudireiler, 


Auf der Tegesorädnung steht als einziger Yunkt: 


gi © 
Segutachtung eines Verordnungsentvwurfies betr. 
Erhebung indirekter Steuern. 


Die Kommission hat sich-in einer Reihe von Sitzungen 
3 der Ingelegenheit befasst und ist gestern zum Abschluss 
skommen.e Der Bevwichterstatter, Herr Dr.v.Vovelius hat sich 

sr Mühe unterzogen, in der kurzen Zeit, die ihm von gestern 

uf heute noch blieb einen Bericht fertigzustellen. Jch habe 
sußeraem den einzelnen Mitgliedern die Beschlüsse der Kommissien 


zugestellt. 
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Das "ort Hat der Berichterstatter Herr Dr.v.Vopelius. 4 


r.Vonelius (1.V.): Meine sehr geehrten Dauen und Herren! 
Jie Kommission hat mit ihren Beratungen und mit dem Resultat 
ihrer Beratungen den Nachreeis zeliefert, daß sie absolut nicht ; 
in jedem Falle die Vorlage abzulehnen beabsichtigs, sondern : 
c2d sie den "illen, den sie schon Öfter zum Ausdruck gegeben i 
hat, mit der Negierungskommission zusamuenzuarbeiten, auch be- i 
kunden »#@ll. Jch darf Jhnen den Bericht vorlesen. | 
Der intwurf der zegierungskommission 18t damit begrün- 
det, das dze linführung des französischen Franken als gesetz- 
iches Z hlungmittel, eine Abänderung der Tarifbestimmungen be- 
dingt. Die a sind grundsstzlich denen am 10.11.1918 
etiltig Serresenen engepasst. Die Kommission hat sich dadurch 
ler Heuptsache nach dem Vorschlag der Regierungskomission\an- 
seschlossen. Gruudsätzlich ist zu betonen, dan 2 Konmissions- 
mitglieder, da sie an und für sich jede indirekte Steuer ab- 
‚ehnen, auch dieser Veränderung ihre Stimne richt geben können, 
sie aoer ihre Mitarbeit nicht versagten. Jm einzelnen ist be- 
schlossen zorden. Jch darf voraussetzen, daß die Beschlüsse ' 
„ einstimmig gehalten sind, mit \usnrhme der beiden Kitglieder. 
“Nie Einleitung e:hält folgende Fassung, die Rend1E un oder 
en - N ür nötig 
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nötig erachtet wurde : 


Auf Grund des Friedensvertrages von Versailles 
(Anhang $8 19 und 26) una gemäss dem Beschlusse 
der jlegierun skormission in ihrer Sitzung vom 
ae ae Herd unter. Aufhebung. des 
Tarifs vom l. Dezemer 1920 (Antsbl.3.87,\r.244) 
des Artikels 3 der Verordnung vom l. Dezember 1920 
(Amtsb1.9.93,Nr.249) und der Verordnung vom 13. 
Br: 1928 (Amtsb1.5.192,N\r.506) folgendes ver- 
ordnet : 


Es ko.men «ie einzelnen Artikel der Verordnung. Ich be- 
schränk> mich, nur kurz darauf einzugehen. 


artikel I 

ohne Ver. nderung angeno.ien. 
Artikel II 

In diesem «rtikel wird ıbsatz 2 gestrichen. 
Ast el ILT 

erh lt hinter .bsatz 1 den Zusatz : 


" auf eine „eschtrerde entscheidet «as zuständige 
kitglied der Negierun;skomiission endgültig. 


Die ‚ommission war der Ansicht, ü 
scheidunz ‘eiroifen werden sollte 
als solche, von der Genehmigung d 
und Forsten snricht. 


weil die Verorcnung 


ass sine endgültige Int- 
’ = : 
er Direktion der linanzen 


In Absatz ? des Artikel 3 wird die Gebühr für das lüter 
"eing-ist von 20 auf 30 Gentimes {estgesetzt. 


Artikel IV 
unverändert angenoumen. 


ArtikelV. 
Absatz 1 wird unveröndert anzenommen. 
Absatz 2 wird gestrichen und Aurch folgenden satz erse tzt: 


" Diese Bestimmung ko.ınt sinngemöss für die Scheum- 
weinsteuerzeichen in Anvendung." 


Artikel VI 
wird unverändert angenoiiien. 

„Artikoi VII, 
wird unverändert an,;enom.en. 

artikel VIII 


"ird »estrichen und sta .t dessen folgende Fassung bestimut: 


“Niese 
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"“ Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. ° Ä 


üs wurde hier bei den indirekte n Steuern gewünscht, dass 
eine Hinausschiebung def Inkrafttretung der Veroränun 

um 14 Tage, wie sie sonst allgemein als nötig erachte 
wird, nicht eintritt, um der Vorversorgung vorzubeugen. 


"ir kommen nun zu dem Tarif selbst. 


l, Torif für Bier. Der Biersteuerbertrag wird im 
Gegensatz Dr DEN der Regierungskommission anders > 
staffelt und mit anderen Steuersätzen belegt, sodass sie 
nunmehr folgende Fassung erhilt : Biersteucrgesetz vom 
26. Januar 1918. Die Biexsteuer beträgt für jedes Hekto- 
liter der in einem Brauereibetrieb innerhalb eines Rech- 
nungs jahres her:estellten Menge an Bier 


für die ersten 10 000 Hektoliter 8 Franken 
e “folgenden 20 000 r er 
ee a 30 000 r 2 
NUR e 60 000 a 30 OREIE. 
en. War 120 000 e 1 


NMassgebend für diese Veränderung war der ‘unsch, 1. dass 
Bier nich‘ zu sehr versteuern, und 2. der "unsch, die 
kleineren und mitilersn Brauereien zu unterstützen, damit si 
sie nicht gegen die Brenen Brauereten zu sehr im Nachteil 
sind, denn die Belastung für die kleineren Brauereien ist 

ja an sich, da sie schon teurer arbeiten müssen, eine zu 
grosse. 


<, Branntwein. Voraus schicke ich, dass die Kom- 
mission beschlossen hat, es mösen dem Verein der Apotheker 
15090 Liter !eingeist steuerfrei zur Verfügung gestellt 
werden, damit dieHeilmittel, diezu deren Herste Fang 

Alkohol nötig ist. durch diese Stouer nicht belastet werden. 
Man hat sich das so gedacht, dass die Apotheker auf Grund 
ihrer bisherigen Bezüge ein Lontingent erhalten, durch 

das sie sich in diese 15000 Liter zu teilen haben. Is ist 
also dementsprechend ein Satz zu dem Einganez der Tarif=\r.2 


‚beschlossen worden, der lautet: "Den Apotheken im Saarge- 
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biet wird ein Kontingent reiner "eingeist steuerfrei zur 
Verfügung gestellt." 


Im folgenden werden die Steuern für die Brennereien 
Tolgendermassen Iiestgesetzt: Ziffer a) erhält ie A 
Fassung: a) es scllte hier gesetzt werden " Alle landwirt- 

: ar = ar N | er 
schaftlichen Verschlussbrennereien". Der Satz für diese 
Nr. & wird von 4.00 Fres. auf 4,- Fres. ermässigt. Der 
Satz zu Ziffer b) von Abfindungsbrennerei soweit sie 


en 
nicht unter c) fallen. ron 4.- Fres. auf 3,50 er Pe der 


Satz zu Zifier c) von Abfindungsbrennereien und Stoffbe- 
sitzern, die ausschliesslich und in einem Betriebsjahre 
nicht mehr wie 50 Liter !eingeist erzeugen, von 3,00 Frcs. 
auf 2.- Frcs, ermässigt. Ferner beschloss die Komuission, 


dass 
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dass die Bestim ung getroffen werde dehingehend, dass alle 
krenkenhäuse: steusrireien ‚einge ist bekomaen sollten. 

»ing zZ. Zt. bestehöunde Bestimmung hesagt, dass nur sine 

As 7 nun .: “h a ar . + h Ir an t 
"Neihe von Kronkenhöusern steuerfreien .eingcist bekount. 

Es ar nicht cinzusehen, weshalb dio Unterschiede gemacht 
erden, denn schlics-lich ist das Bedürfnis, so billig wie 
Br, ! > FR, “ Mon 7 f “. ’ | 4 h 
möglich zu arbeiten, lür alle Krankenhäuser dasselbe. Als 
besonderer "unsch der Kounission ist zu bemerken, «ass aus 
den ‚rträgnissen der Brenntrieinstcuer den Bostim.ungen des 
Rranntreinmonopolsesetzes im lleich untsprechend ein besonde- 
ver Betrag fiir soziale Ausgaben ausgeworfen werde; üe 187 
«as ein .'unsch, der der tegierun:;skomnission sehr” empfohlen 
"ira zur Ausführung, und die Koriission war sich klar da- 
rüber, dass die Teglorungskonmission auch aus den ırträg- 
nissen der Branntweinstouer das schr gut tun könne. 


Position 3 dos Tarifs : \ssi;,säure, "ird ohne Verände:ung 
engenommen. 


Position 4 : Leuchtmittel, Nie Ko nnission hat beschlossen; 
disse ?Zifier zu streichen. 


Fosition 5 :; jiinsrel'sasser. Hier wurde auch eine Streichung 
scitens der Kommission beschlossen. Der vachreferent 

in dor Ko..ission hatie gesen beide Streichungen nichts 
einzurenden. 


Position 6 : Salz, ärd der Vorlags entsprechend ange- 
nonmuen. 


Desgleichen Position 7 : Spielkarten, wird ebenfal!s ange- 
nomien. 


"ir kom:en zur Position 8 : Tabaksrzeugnisss. Zins endgül- 
tige Stellungenehme ist hier in der Kommission noch nicht 
herbeigeführt worden, da ie einzelnen Mitglicder der 
Zommission die acho erst in ihren "raktionen bösprachen 
wollen, und deshalb sine endgültige Stellungn-hme der 
Plenarsitzung vorbehalton bleibt. In der Kommission wurden 
die Sitze für Zigarien und Zigarotien der hubräzierung des 
Tarife entsprochend abgeändort, und zwar für Zigeretten 
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bis 30 Fronken die 10:0 Stück 2,3 U Fres, 209 
von 30 bis 50 Franken . & r Dem" 3 
1 50 I} 75 IR „ n | 7 S0 Ki 
1 On it) 155 n 4) A 4 12° 50 " E Q_ 
n J05 u 200 1 N v " ED I 
oONnO #200 n n N n 32,50 N zT 
über 3 5 ® R r 92,00, } 
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Die gleiche Staifolung vie für Zigaretten gilt auch für 
Zigarren. 


1 


Für ?Pfeifontabak, !;au- und schnu,ftasak im Kleinverkaufs- 
S 


.E 
preis "urde Tol.:endos Icıtzescotzt : 





bis 6 Franken das kg 0,00 Frese 
von 6 bis 12 r N u" 

k 7 ” 20 . n \ 1, O0 fi 

) ee h a. " i " 299 i 


a 40 ir u “ 14 


50 6,20 
über 50 ‘ Be 10,00; * 
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"js ich schon bveuwerkt hibc, haben sieh n:hrere 
Mitglieder dor Kommission cine endgültige Stellungnahme 
für die heutigo Sitzung vorbehrlten. | 

Dice Anmerkung zu Tarif 8 rurde, ich bin mir nicht 
ganz klar darüber, ich glaube, dass sie seitens dor Kom- 
mission ze trichen worden ist, Ich bitto mich zu ver- 
bessern, falls es cin Irrtum scin solltc. 

Die Tarii=Nr.9 bleibt. “s urde seitens der Kom- 
mission im allgemeinen gewünscht, dass statt der vurtsteuer 
eine KHoengenstsuer eingesetzt werden möge, und zwar lür 
Nr. a) Schaumrein und schaumwein-ähnliche Getränko 3,00 
Fres. für Obstschaummeine 0.60 Frecs. 


Veber Fosition b) andere, wardon bestimmte Vorschläge nicht 
gsmacht, us murden verschivdene Vorschläge gemacht und 

cine Vo PTOLUE EL RER wurde darüber nicht erzielt, sodass 
euch hier dio endgültige Regelung der heutigen Sitzung vor- 
behalten bleiben muss. | 


Bei Position 10 : Zucker, wurden dio Sätze unter a) von 
28 Fres. auf 14 Fres. herabgesetzt, unter b) von 20 Fres. 
auf 10 Frcs. 


Die Position 11 : Zünd:aren, wurdo unverändert angenommen. 


Zu den allgemeinen Bestim:ungen, welche die steuerfreie 
Binfuhr scwisser Sachen, bosonders für Keisebedar! be- 
trifft, wurde Ir. b) unter l.) dahin abgcändert, dass go- 
strichen wurde : 2 Flaschen lüneralwasssr und Limonade, 
und dass umgeöndert wurde: 1 Flasche sin, in 2 Flaschen 
“ein. Sonst mırde diese Position unverändert angenommen. 


Bemerken möchte ich noch, dass die Ko.mission den "'unsch 
ausgedrückt hat, dass eine Nachversteuerung so viel wie 
möglich vermioden werde, da besonders unter den Nachver- 
steuerungen kleine:e Gewerbe zu stark belastet und viel- 
fach nicht in der Lage seien, nachiräöglich noch Steuemn 
für gewisse Ge»cnstände zu bez&.len. Es wird gewünscht, 
dass die Ausführungsbestim ungen dementsprechend vorgehen, 
därt, wo es nötig ist, Bestimmungen wegen Nachversteuerun- 
gen zu treifen. 
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Vorsitzender : \!ir treten jetzt in die Beratung der Vorlage ein. 
Das ’ort hat uer Herr Staatskomiissar Dr. liesch. 


Staatskon.issar Dr. Liosch : .icine Damen und Herren ! Ich habe 
den Ausführungen des Berichterstatters sehr wenig hinzu- 
zufügen. Als orste Neucrung in seinem Bericht ist fest- 
zuhalten, dass in der „inleitung nicht mehr die .’orte 
" nach Anh.rung “ sondern"nach Befragung" gosetzt werden 
sollen. Ich hätte persönlich nichts dazu sinzuwenden.Ich 
bir der Ansicht, üass sprachlich enomen, anhören 
undbe fragen in diesem Zusammenhang dasselbe ist. 
bs ist ein Grund, der dagogen spricht, dass man sich in 
gesetzgeberischem Text an dicses "ort hält. Es könnten 
sich in der Zukunft Interpretationsschrierigkeiten ergeben, 
ob die beiden '.orte, doch. nicht einen anderen Sinn haben u 
und ich möchte vorschlagen, dass wir bei diesen "orten | 
" nach Anhörung" bleiben, weil dies immerhin den Sinn 
ausdrückt. Ich sotze voraus, dass dor engliche und franzö- | 
sische Text massgebend sind, weil es in dem deutschen 5 
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Text zu Unrichtigkeitom goko.unen ist. Der französische 
Text in $ 23 gebraucht das "ort "ayis"” und $ 26 das ‘ort | 
"Consul tation". Beides ist gleichbödeutend und in jedem | 
Falle dasselbe. vin Betreis dafür, dass in diesem bciden 
„orten kein Unterschicd zu suchen ist, besteht darin, dass 
der engliche Toxt das iort " conaulting " gebraucht. Ich 
möcht: vorschlagen, dass wir bci dem cinmal gewählten "eg 
bleiben und das .!ort stehen lassen, io os bis jetzt g0- 
braucht worden ist. "as de Acnderüngen in der Vorlage an- 
be trifft, so ist bekannt nach den Kom:issionsboeratungen 
dass ein grosser "iderstand von seiten der livogierung nicht 
zu erwarten ist. Prinzipieclle Bodenken bestehen, dass die 
Erträsnisse der Branrtweistsuer zu "Iohlfahrtszwecken ver- 
"endet werden soll. 


Line zweite F:age, bei der ich auch Bedenken voraussetze 
ist, ob in der "einsteuor dio \lertsteuer beizubehalten ist, 
die vorgesehen ist, cder ob man zur lien:gmsteucr übergehen 
soll. Ich gla ube, dass Bodenken bestehen, violleicht Tech- 
nischer Art. Im Uchrigen sind die Aenderungen nicht prinzi- 

jieller Natur, wie ja auch dar Berichterstatter schon mitge- 

Bi hat. Ich kann’ Ihnen sagen, dass ich dies befürworten 
werde. 


EHE FOR Becker (Ztr.) Meine Damen und Herren _! 3s ist dies 
i2 erste Vorlage, Steucrvorlage, die dem Landesrat zur Be 
Tragung vorzslegt wird. Es ist nötig, wie es der Herr Staats- 
ERaR schon getan hat, in die Verhältnisse näher einzu- 
ringen. 


Der $ 25 Kapitel 2 des Versailler \egıFagr® besagt, dass _: 
Steuern und Abgaben ausschliesslich für die Bedürfnisse des 
Gebietes verwendet werden.- Das am 11. November 1918 beste- 
hende Steuersystem bleibt bestehen, soweit cs die Umstände 
sestatten. Ausser ud org pa darf ohne vorherige Befragung 
der gewählten Vertreter er Zinwohner keine ncuc Abgabe er- 
hoben werden.-- Es fällt da ohne weiteres der Unterschied 
gegen $ 23 des gleichen Yapitels auf. Ich bin im Gegensatz 
zu Herrn Staatskommissar der Ansicht, dass doch ein gewisser, 
gewollter Unterschied zwischen Befragen und Anhören be- 
steht. äs heisst in$ 3: 
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" Tenn aus Gründen der allgemeinen Ordnung oder um 
diese Gesctze und Verordnungen mit den Bestimmungen 
des vorliogenden Vertrages In Zinkalang zu bringen, 
Aenderungen an ihnen vorgenom en werden müssten, 
so sollen diese von der Kegierungskom:ission nach 
An.hö6 ruzmg der gewählten Vertröter der Kin- 
wohner beschlossen und ausgeführt werden." 
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Also man soll bci den Gesetzen und Verordnungen mur anhören 
und bei den Stoucorgesetzen befragen. Ich weiss nicht, varum 
man sonst zwei Ausdrücke zcbraucht hat. In Bezug auf das 
Saargebiet dürfte der französische Text des Versailler 
Vertrages massgebend sein und ihm der Vorzug vor dem eng- 
lischer Text zu geben sein. Nach $ 33 ist Für alle Streit- 


tragen aus diosem Kapitel 2 die Regierungskomnission zu- 5 
ständig, Die Regierungskommission hat unterm 7. August 1920 | 
entschicden, dass sie auch in Stuerfragen das alleinige Be- | 
schlussrscht Tür sich in Anspruch nimmt. Damit ist die 


Auslegung 





Auslegung des $ 23 hinfällig geworden. Ls folgt aber etwas 
anderes aus diesem Beschluss der Negierungskommission.lIch 
komme wieder auf den $ 23 der in Absatz 3 heißt, dass ohne 
vorherige Befragung des französischen Staates keine Aenderung 
der in $ 12 vorgeschenen gesctzlichen Bestimmungen über den 
Borgwerksbetrieh erfolgen darf, ausser wenn diese Abänderung 
die Folge einer allgemeinen, vom Välkerbund beschlossonen 
BEI URTOBSSUNE ist. 3s ist doch selbstverständlich, wenn 

die Regierungskommission einmal sagt, das !/ort - Beiragung - 
gebe ihr trotzdem das Recht, ihre Deschlüsse selbständig 

zu fassen, so muss sie diese Praxis auch dom französischen 
Staat gegenüber anwenden. (Schr richtig!) Sie darf den TIran- 
zösischen Staat nicht anders behandeln wie das Saargebiet und 
seine Vertreter. Der französische Sta:t hat also in Sachen 
der französischen Grubenverwaltung keinerlei Einspnruchsrecht, 
sondern nur das Recht, genauwie wir, gehört zu werden. 

(Sehr richtig !) Ich stölle das ausdrücklich hier fest. 


Ich kenn jetzt auf die Vorlage selbst eingehen. "ir legen "ert 
darauf, dass in der Vorbemerkung zu der Vorlage statt An- 
hörung - Beiragung - geseizt wird. Tir legen Temer "crt 
derauf, desse alles was wir hier veschliessen, mit dem Ver- 
sai.ler Vertrag in Linklang. steht. "ir sind der Meinung, 

dass der Versailler Vertrag geachtet werden soll und es h.tte 
für uns dazu nicht der Notverordnung bedurft. (Sehr richtig!) 


Die Bierstousr is% von uns angenormen worden, jedoch mit 
einer KIRSBSAEUBE gegenüber den Sätzen der Regierungsvorlage, 

D L 4% i : Na Mir 18 ° 
die etwa lG % boträgt. Sie fängt an mit 8.- Fres. für kleine 
Breuereien ung endet mit 12.- Frces. für grosse Brauereien, 
von denen nur eine im Saargchiet ist. 


Bei der Branntweinstceuer waren wir der Ansicht, dass eine 
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Ermässigung nicht eintreten sollte. "ir haben daher der 
Regierungsvorlage bezüglich der Branntweinsteuer zu-, 
gestimat, Nur wurden Ausnahmen gemacht für die landwirt- 
schaftlichen Brennereien. Auf Antrag des Zentruns ist 
der Satz für die kleinen Brauereien auf 2.- [rcs. ermäs- 
siegt worden. !iir haben dem um so lieber zugestimmt, weil 
die Rückstände der Brennereiem wertvolle Produkte für die 
BEAT RROGRRGE SS NAH. ie der Herr Berichterstatter aus- 
eführt hat, sieht das Reichsmonopolgesetz vor, dass 
eile des Ertrags der Branntweinsteuer zur Verbesserung 
der !ohlfahrtspflege, der Trinker- und Tuberkulosenfür- 
sorge verwendet werden. "enn der Herr Staatskomnissar 
erklärt hat, dass es nicht möglich ist, einen derartigen 
Tunsch in das Gesetz aufzunehmen, möchte ich demgesenüber 
srklären, dass wir darauf nicht bestanden haben, aber 
"ert darauf legen, dass in den Haushaltsplan für diese 
Zwecke senügend Sumaen eingesetzt werden. Ebenso müssen 
wir den Antreg aufrecht erhalten, dass für Krankenhäuser 
ewisse Mengen Alkohol freigeseben werden. Augenblick- 
ich sind es 3 Krankenhäuser, die Steuerfreiheit genies- 
sen. 
Auch dem Antrag, für die Apotheker ein gewisses Kontin- 
sent steuerfrei zu lassen, haben wir uns angeschlossen. 


Die Leuchtmittelsteuer haben wir abgelehnt, da die Er- 
trägnisse nicht so gross sind, dass sie die Belastung, 
die durch die Steuer entsteht, rechtfertigen. 


Die Mineralwassersteuer bringt so wenig ein, dass wir sie 
gestrichen haben. 


Der Gesetzentwurf Tusst auf einer alten Steuer von 1913 
und Sie wissen, dass die Steuem, die 1918 eingeführt 
worden sind, nur Arsatzsteuern waren. (Sehr richtig !) 

‘Te en Mangel an Bier ging man damals dazu über, das Mine- 
ralwasser zu versteueren. Ueber die damaligen Verhält- 
nisse sind wir doch hinaus, sodass wir das lineralwasser 
steuerfrei lassen können. 
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Der Salzsteuer haben wir zugestimmt. Sie uni früher 
0 Goldmark und soll heute 10 Papierfranken betragen. Der 
Betrag ist, auf den Preis des Salzes umgelegt nicht hoch; 
er kommt .ehr einer statistischen Gebühr gleich und dürf- 
ir a geringere Belastung als in Triedenszeiten dar- 
stellen. 


Die Zuckersteuer haben wir, entgegen dem Regierungsentmu:f 
wesentlich herabgesetzt. Der Regierungsentwurf sah 28.- 
Fres. und 20 Fres. vor. "ir haben die Sätze auf 1l4.- 

und 10 .- Fres. herabgesetzt. Die Zuckersteuer beträgt 

in Frankrrich 50.- Frcs. Es dürfte also der von uns an- 
genommene Satz nicht zu hoch sein. 


O4 pwog 


Ferner haben wir der Zündyarensteuer zugestimmt, sowie 
auch der Spielkartensteuer nach dem Regierungsentmurf. 


Bei der Tabaksteuer wollen wir Sätzen zustimen, die et- 
was unter denen von der hegierun ;skommission vorgeschla- 


sanen Sätzen liegen. Die Tabaksteuer würde dann "' bis 
18 % betragen. 1913 hat sie 18 bis 20 % betragen und 
augenblicklich 
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augenblicklich beträgt sie in Deutschland 40 %. Sie sehen, 
dass wir den Tabak verhältnismässig glimpflich behandelt 
hab. Für Kautabak haben wir 3,75 bis 642 % gegenüber 

4 bis 10 % im Jahre 1913 angenomnen. !ıir haben Temer bean- 
tragt, dass der Abs.2 bei Tarif 8, der eine Abrundung der 
Zigarren- und Zigaxettensteuer vorsieht, gestrichen wird. 
Es wird also nicht mehr nach oben abgerundet vwerden. 


Anstelle der vorgeschlagenen "'ertsteuer für "eine hätten 
ir auch lieber eine liengensteuer gesehen. Die !lertsteuer 
hat zu viel Unzuträglichkeiten geführt. Es sind viele fal- 
sche Deklarationen vorgekomnen, die Erhebung ist verhäölt- 
nismässig schwierig. ‘ir hätten deshalb lieber eine liengen- 
steuer gewünscht, daß für das Liter ein ein gewisser fester 
Datz Senommen würde. Die hegierungsvertreter haben uns er- 
klärt, dass sie über die Höhe dieses Satzes vorläufig eine 
üntscheidung nicht Tällen könnten, und wir haben daher vor- 
läufig einerj/ertsteuer für "eine zugestimmt, haben aber 
diesen Satz von 25 % sul 20 % herabgesetzt. Beim Schaun- 
wein dagegen waren wirder AaEBnE, daß eine "iersteuer 
dort weniger angebracht sei. Yerade beim Schaumwein, der sehr 
hochwertig ist, ist die Ueberwachung besonders schwlerig. 
"ir legen !lert darauf, dass jede einzelne Flasche genau ge- 
kennzeichnet ist, daß man ihr ansieht, daß die Steuer be- 
zahlt ist. Daher haben wir vorgeschlagen, dass beim Schaun- 
wein die alte Banderolesteuer erhoben wird. Es sind vorge- 
BAHER bei Schaumrein 3.- Fres. und bei Obstschaumrein 0,60 
rC8» 





Meine Damen und Herren ! \ie Die ersehen, waren unsere 
Fraktion und die anderen Fraktionen bemüht, der Regierung 
alles des zu beschaffen, was sie vorläufig braucht. Der 
Landesrat hat bei der Vorlage gezeigt und wird bei der 
Vorlage zeigen, daß er loyal mitarbeiten will. Tir sprechen. 
die bestimmte Trwartung aus, daß die liegierungs uns ebenfzlls 
: CE RUER. : N s r . . so 

ihre Mitarbeit nicht entzieht. Es darf nicht vorko:men, dass 
Gesetze und Verordnungen ohne Anhörung des Landesrats_erlas- 
sen, daß Verorinungen erlassen werden, die die ganze Saar- 
bevölkerung einstim.ig ablehnt. ;lenn uns die hegierung 

diese Mitarbeit möglich macht, dann wird es uns oem 

sein, auch die "ünsche des Völkerbundes und des Völkerbunds- 
rates zu erfüllen. 
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Vorsitzender : Das '/ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann. 
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Mitglied Hoffimam (Soz.) : keine Damen und Herren ! ir haben 
uns heute erstmalig, es ist schon betont worden,als Beaut- 
achtungsorgan des Saargebietes, mit der Aufbringung von 
Mitteln zu befassen, die die Regierung zur Unterhaltung 
ihrer Beamten pp. gebraucht. Sie werden begreifen, dass ich 
nieht so weit gehen kann, wie es mein Vorredner getan hat, 
wenn er sagte; ir wollen der Regierungskommission alles 
beschafTen, as bei ihr nötig ist. Bis jetzt hat die Re- 
Rue aion es wohlweislich unterlassen, trotz wie- 
derholter Forderungen in der Steuerfrage, besonders in der 
Lohnsteuerfirage, die an sie herangetreten sind, uns eine 
ijesbezügliche Yorlage vorzulegen. Trotzdem wiederholt die 
Anforderungen an sie herangetreten sind, ist uns eine Vor- 
lage über den Lohnsteuerabzug bis heute nicht unterbreitet 
worden. Der Lohnsteuerabzug ist als Notverordnung, und zwar 
ohne Anhörung der gewählten Vertreter, am l. April 1922 


© 


erschienen 
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erschienen, und ist, trotzdem wiederholt eine Aenderung ver- 
langt worden ist, bis jetzt immer noch als Notverordnung 
bestehen gebliehen. Die Hauptforderung der sozialdemokrati- 
schen Fraktion in der Steuerirage ist, dass uns eine dieshbe- 
zusliche Vorlage so balü ie möglich vorgelegt wird, damit 
die Lohnsteuer geändert weruen kann. Der Vertrag von Ver- 
sailles, der ja heute auch schon sehr oft herangezogen 
orden ist,sagt in 23 : Die Gesetzte und Verordnungen, 

die im Saxrbeckengebiet am 11. November 1918 in Kraft waren, 
mit Ausnahme der für den !riegszustend Ban saen Bestin- 
minzen, bleinen in Kraft. In $ 26 Abs. 5 heißt es : Das am 
1l. Novenber- 1918 bestehende Steuersysten bleibt bestehen, so- 
weit es die Umstände gestatten. Außer der Zollabgabe darf 
ohne vorherige Befragung der gewählten Vertreier der ;in- 
“ohner keine neue Ab.abe erhoben werden. Ich glaube das saga 
zu sollen, daß es nach neinem Dafürhalten unrechtmäßig ist, 
daß men das A te Steusersystem überhaupt geändert hat. "ir 
haben finden können, daß man für die Festbesoldeten, für die 
Arbeiter, für die Lohnanzestellten, das Steuersystem geän- 
dert hat, während die anderen Berufe in der Hinsücht das 
alte System behalten haben. Nach den klaren 5estimmungen des 
Vertrages von Versailles ist l. die Aenderung des Steuer- 
systeus unzulässig, und 2. der Schaffung einer Notverordnung 
alesbezüglicher Natur der Boden entzogen. Ich zlaube darum 
im Namen meiner politischen Freunde sagen zu sollen, daß wir 
auf dem Standpunkt stehen, caß im Saargebiet ein einheit- 
liches Steuersystem geschaffen werden muss. Auch ich und 
meine Freunde wissen, daß jede Verwaltung eines Landes ode: 
Staıtsgebildes nicht ohne Steuerleistungen der Bevökerung 
auskommen kann. "ir Tragen uns aber, ehe wir »teuern be- 
willigen : 1. "ie finden die Steuerleistunegen der Bevöl- 
kerung ihre Verwendung, 2. "elchen Zinfluss hat die Be völ- 
kerung bei dieser Verwendung, 3. !Ielchem Regierungssy:tenm 
müssen diese Steuerleistungen gegeben werden, und 4. "elche 
Bevölkerungskreise haben den größten Anteil an diesen Lei- 
stungen zu tragen. Meine Damen und Herren ! Nun fragen 

wir uns : "ie Iinden die Steuerleistunegen der Bevölkerung 
im Saargebiet unter dem heutigen Regierun :ssystem ihre Ver-. 
wendung! Tenn Sie bedenken, daß der Arbeiter, oder wenn ich 
einmal den Bergarbeiter als Seüspiel anführen kam, 11,12, 
13,14 "ochen und noch länger streiken muß, um schließlich « 
einen Lohn zu verdienen von 350 bis 500 Fres. monatlich, da 
werden Sie begreifen, daß bei den Bevölkerungskreisen “och 
eine gewaltige urregung Platz greifen muß, 'enn sie ihre 
Steuerletstungen verwendet fin.iet um Gehälter zu zahlen, die 
das 2-, S-, und schließlich das 4 fache von dem ausmachen, 
was sie erhalten können. Die Pergarbeiter verdienten im 3. 
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in der letzten Sitzung g° nichts mehr dazu sagen können, es 
wird BE daß ic 
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es im Interesse der Saarbevölksrung und im Interesse der 
Bergarbai ter nötig gewesen äre. Ich "ill die ganze Kur-- 
bel nicht heraushölen, aber ich glaube sagen zu sollen, 
dass die Arbeiterktasso, ıenn sie Steuerleistungen aufbrin- 
gen muß, üassolbe für sich in Anspruch nehuen kann, vwas 
auch anderen gegeben wird. Die Acgierungskomaission ist 
besonde:s bemüht, die Steuerschraube für die Arbeiter- 
klasse oder für die |;ehrzahl der Bevölkerung anzuziehen, 
as sich »esonders „nei dieser Vorlage, die wir heute zu 
»egutachten haben, bemerkbar macht. Sie geht von dem Stand- 
punkt aus, daß besonders das Beamtentum gut )ezahlt werden 
soll, denn es ist ein altes Sprichwort, nach dem auch 
schon Bismarck gehandelt hat : Desulde die Beamten gut, 

so hast du auch Ituhe im Staat! "ir finden, ‘aß nun In der 
letzten Zeit eins neue Besoldunssordnung geschaffen worden 
ist, die nach meinem Dafürhalten auch zge;zen den $ 23 des _ 
Vertraxes von Versailles verstößt. (Zurul : Sehr richtig!) 
Diese neue Steuerordnung hat das alte Steuer,.esetz wewaltig 
durchbrochen und stellt die Schaffung eines neuen Gesetzes 
dar. Ich protestiere im Namen :!einer politischen Freunde, 
ich keun sagen, vielleicht auch im Namen \es ganzen lan- 
desrates, gegen die Verletzung der Zuständigkeit in dieser 
Hinsicht, indem ıan auch dorten Gesatze oder Ausgaben von 
Steusrleistungen beschlossen hat, ohne uns als gewänlte 
Vertretung beiragt zu haben. (Zuruf : Sehr richtig 2 NE 
finden besonders in disser Besoldungsoränung, daß es für 
die höheren Beanten eins :ewaltige Srhöhung «der Bezüge 
eibt, daß große Nachzahlunegen an die betreffenden ge= 
vährt werden, und daß man sich im Saırgehist meiner Auf- 
a a nach ein willfähriges Beamtentun .‚roßziehen will. 
Ich #ill nur einmal ein beispiel anführen, wie die Bean- 
tengehälter dem höchsten arbeitslohn zegenüberstehen. 





Meine Vauen und Herren | Ich, nehme an, daß Sie wissen, 
daß der Bergmann in Saargebäit fast immer an acer Arbeits- 
löhne gestanden hat. Der Bergmann, der eine Frau und 3 
Kinder hat, verdiente vor d:m Strzik einschließl. Frauen- 
und Kindergeld 20.- Frcs. pro Schicht. Auf 300 Arbeits- 
tags gerechnet wäre der Jahresverdienst 6NN0.- Fres. Das 
ist der Höchstlohn, der nach meinem Dafürhelten in Sar- 
gebiet Tür die Arbeiter herauskom:en dürfte. ‚ie sieht 
es bei den Beamten aus, die nach den Richtlinien der Be- 
soldungsorinung, unter Umgehung des Landesraies, bezahlt 
werden. Üs sind vorgesshen : 
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in Gruppe 1 einschl.Tindergeld für 3 Kinder 


ein Höchstgehalt von 6802.- [res. 
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in Gruppe 16 einschl.Kindergeld für 3 Kinder 


ein Hüöchst-ehalt von 17520 .- Fresr 
1] a N f| % 1} 76 ur $ 
" n 18. n u 19 53 2 Yu L 


Das. sini selbstverstän.lich die Gehälter der deutschen Be- 
anten, die bei der S:.arregierung als Staxtsbeamte gelten. 
"as die ausländischen, die Französischen Beamten an Gehäl- 
ter und Zulagen erhalten, wissen wir nicht. In_der Besol- 
dungsordnung sind die Beamten der äcntralver'rmaltung_nicht 
einbegriifen. Dazu die Gehälter der !ütglieder der Re- 
jerun skommission selbst. Ich glaube sagen zu sollen, 
ast alle Arbeiter des Sa:rgebietes haben sehr oft feststel- 
len müssen, daß, wenn Forderungen an die kezierungskomis- 
sion gerichtet worden sind im Interesse der Arbeiterklasse, 
den Asrusten der Armen unter die Arue zu g.eiien, dann 
hieß es imer, es muß gespart werden. Ich möchte sagen, daß 
nach meinem Dafürhalten, wenn wir Stcuern bevi:lizgen müssen, 
auch wi:sen müssen, ob diese Steuern auch g.eichwertige Ver- 
wendung Iinden, daß für "ohlfahrtszwecke, Arbeitsfürsorge 
und sozials Gesetzgebung nehr getan wird. ir haben in der 
Praxis feststellen können, daß die “egierungskommission 
jimer mehr PURE hat für Zmecke, die wir nicht verstehen 
können, als zu denen, die wir beansprucht haben. Nun, 
meine Damen und Herren, welchen Linfluss hat die Bevöl- 
ker des Saarzebietes bei der Verwendung ihrer Steuer- 
leistungen ? Ich glaube, ws erneut feststellen zu sollen, 
bis jetzt hatten wir gar keinen ündich nehme an, daß wir, 
solange wir dieses System haben, keinen „influß erhalten 
werden. Bis jetzt hat die liogierungskommission nach ihrem 
Gutdünken die Ausgaben festgelegt, ohne uns zu befragen, 
was ich besonders bei meinen vorherigen Ausführungen Iest- 
gestellt hate. Die Saarragierung nimmt neandem von Ver- 
sailles für sich das Recht in Anspruch, was in Yeutschland 
früher der Reichstag, das Herrenhaus, der Bundesrat und so- 
gar was dem von Gottes Gnaden eingesetzten Kaiser zuge- 
standen hat. "ir haben feststellen können, Jdaß ineinem 
uns zugegangenen üntwurf über die Reichsversicherungsord- 
nung sogar anstelle des "ortes - Kaiser - beantragt ist 
das Tort - Prüsident der Regierun;skomnission - einzusetzen. 
Daraus schliessen wir, daß der Präsident der tkegierun.skom- 
mission dasselbe "scht inAnspruch nimmt, das der Irühe:e 
Kaiser hatte, dcr jetzt vom Vol:iswillen abgesägt ist.Nun 
xenn ich sagen, trotzden wir wiederholt gefordert haben 
und trotzdem es uns wioderholt zugesagt worden ist, hat man 
es unterlassen, uns einen "inblick in die kusgaıben des 
Banrgebietes zu geben. Der Haushaltsplan ist gefordert 
worden und es .urde erklärt, sobald er fertig sei, würde 
er uns zugehen. "ir stehen auf dem Standpunkt, daß una der 
Haushaltsplan sobald Wie möglich vorgelegt wsrden muß, 
damit wir diese oder jenc "ünsche anbringen können. Es ist 
eine unbedingte Notwendigkeit, und namen: meiner politischen 


Freunde kann ich erklären, daß wir auf dem Standpunkt stehen, 


daß dem Landesrat sobald wie möglich der Haushaltsplen vor- 
gelegt wird, denn dio Sa.rbevölkerung hat ein Tlecht zu wis- 
sen, was mit ihren Leistungen gemacht rird. Die Regierungs- 
komaission hat in ihrer Botschaft an den Landesrat erklärt, 
daß sie von einem libsralen Geist beseelt sei und daß ihre 

Borlerungatäi keit in der Zukunft liberal ssin würde. fir 
haben als !iitglieder des Landesrates von dieser liberalen 


Tätigkeit 
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Tätigkeit Bad Yenig. au spüren bekommen, im Gegenteil, 

nah hat uns die Demokratie versprochen, wir haben aber ge- 
sehen, daß uwan uns die zaristüsche Autokratie IN TR: 
beschert hat. 


Meine Damen und Herren ! Ich erinnere Sie daran, daß man in 
der jetzigen Periode auch die Kühnheit hatte, die Notver- 
ordnung zu erlassen. Ich glaube auch sagen zu dürfen, daß 
von unseren Stan»punkt erneut darauf hingewiesen werden 
muß, daß diese Notverordnung zurückzuziehen ist. Ich pro- 
testiere mit aller Schärfe dagegan, da bei Schaffung der- 
selben die Zuständigkeit des landesrates verletzt worden 
ist. Ich glaube weiter sagen zu sollen, wenn wir dieses 
Gebiet betrachten, so kann ich sagen, daß das flegierungs- 
system, das wir hier haben, nicht so ist, daß wir ohne 
weiteres die Steuer hewilligen wie es verlangt wird und wie 
meine Vorredner so quasi ausgeführt haben. Ich erkenne an, 
daß eine Regierung öder ein Staatsgebilde Steuern haben 

muß, aber wenn diese Steuern da sind oder, wenn sie gegeben 
werden missen, ist es notwendig, daß wir In srörterung 
ziehen, auf welche Schultern diese Last price: wird. .ir 
fragen, wer hat im Saargebiet die Steuerleis en aufge- 
bracht,? Tenn wir uns fragen, 'rie werden sie unter der li- 
beralen wohlwollenden Regierung verteilt, so muß og 
werden, daß die Arbeiterklasse, die Angestellten und Beamten 
im Durchschnitt fast alle Steuerleistungen innerhalb des 
Saargebietes aufbringen mußten. Das Lohnsteuergesetz wurde 
auf die Festbesoldeten abgewälzt. Ich will den Bergmann, 
weil ich mit dem am meisten im Berührung komme, einmal 
anführen. Der soll sogar von seinen Knappschaftsbeiträ en, 
von seinen Stzafen, die er erhält, „enn er unreine Kohlen 
fürdert usı., die äteuer bezahlen. är zalt seine 4 % Lohn- 
steuer von Geld, das er niemals erhält; und das ist nach 
meinem Dafürhalten ein sewaltiges Unrecht. Das tritt in 
Erscheinung, weil der Bruttoverdienst versteuert wird. Sänt- 
liche Ko. munen, Kreise und auch die Regierung haben überall 
das Budget auf der Lohn- und Gehaltssteuer a weil 
die freien Berufe und die Industrke immer gewaltig im Rück- 
stand geblieben sind. !!ir haben es besonders während des 
Bergarbeiterstreiks feststellen können, daß einzelne 
Bürgermeister überall herumlaufen, um Zinnahmen zu erhalten, 
weil die Steuerleästungen nicht mehr eingehen. üs ist fest- 
gestellt, daß viele Gemeinden dadurch, weil die Lohnsteuer 
nicht eingeht, heute iast an dem Bankerott a gelangt sind. 
Ich glaube darum erneut darauf hin.eisen zu sollen, daß im 
Sasrgebiet die Heranziehung, wenn Steuern geleistet werden 
müssen, der nicht unter den Lohnsteuerabzug Tallenden Kate- 
gorien schneller und erfolgreicher getätigt werden muß.'!ir 
müssen auch im Szargebiet enalich einmal aus diesem Sumpf 
herauskommen, damit die Steuerzahlung auch von den freien 
Berufen in Goldwert gezahlt wird, wie es bei den Lohn- und 
Gehaltsempfängern usw. geng und gäbe ist. Des weiteren muß 
darauf ara aa werden, daß der Grubenfiskus mehr wie jetzt 
zur Steuerleist herangezogen ir bg die Steuern, 
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düe er zahlen soll, bezahlt. Is ist hinreichend fast im 
ganzen Saargebict bekannt, daß die Gemeindeverwaltungen 
mit außerordentlich großen Zinanziellen Schwierigkeiten 


Tagespresse und auch in den Gemeindeparlamenten us. dar- 


| 
zu kämpfen haben. '!oran das liegt, ist schon oft in der | 
gelegt worden. Die Regierun 'skommission hat es rrerstanden, | 








> U 


bis jetzt so quasi die Gemeinden zu Kostgängern der Re- 
jerung zu machen, um so die Selbstverwaltung der Gemein- 
en treffen .zu können. Das finanzielle Elend vieler Ge- 
meinden wird durch den Umstand geradezu katastrophal ge- 
staltet, daß auch die französische Grubenvsrwaltung an 
die Gemeinden nicht die Steuern ebführt, wozu sie gesetz- 
lich verpflichtet ist,und daß es die OBERE bisher un- 
terlassen hat, den Grübenbesitzer zur Abführung dieser 
Steuer zu veranlassen. Deshalb haben sogar s.Zt. die 
Fraktionen des Landesrats, mit "Ausnahme der Haus- und 
Grundbesitzer, sich veranlaßt gesehen, unter dem 24.Januar 
ds. Jrs» folgenden Antrag an die Regierungskommission ein- 
zureichen : 


 Binegroße Anzahl der Gemeinden des kioen führt 
Klage. daß durch den Besitzer der Saargruben die den Ge- 
meinden rechtmäßig zustehenden Steuern nicht bezahlt werden. 
Die Folge davon ist, daß die Gemeinden ihren Verpflich- 
tungen nicht mehr mchkommen. Dies gibt den unterzeichneten 
kKraktionen und lüitgliedern des Landesrats Veranlassung, die 
Regierungskomxission dringend zu ersuchen, umgehend dafür 
zu sorgen, daß die Gemeinden des Saargebietes die ihnen 
rechtmäßig zustehden Steuern een erhalten. Der $ 23 
Kap.2 Anlage zu dem Art.45,50 des Versailler Friesensvertra- 
ges _ schreibt vor, daß die Gesetze und Verordnungen, die, 
am 11.November 1918 in Kraft waren, mit Ausnahme der Kriegs- 
bestimmungen, auch weiterhin in Kraft bleiben." 
Dieses gilt somit auch für die Steuergesstze, soweis durch 
sie der Besitzor der Gruben zu Steusrn herangezogen wer- 
den kann. Die Pestimmung des Versailler Vertrages entbindet 
den Besitzer der Grabe In keiner "eise von der Bezahlu 
der Steuern. Das geht einwandfrei aus dem $ 1% der Anlage 
hervor, demzufolge der ig, der Gruben und der Neben- 
anlagen sowohl vom örtlichen Haushalt wie auch zu_ den 
Kommunalsteuern unter zerechter Berücksichtigung des Ver- 
hältnisses des "ertes der Gruben zu dem gesamten steuer- 
lichen Vermögen des Saarbeckens festgesetzt wird. "ir er- 
suchen die Regierun:skommission dringend, gemäß dieser Be- 
ur den Besitzer der Gruben zu allen Steuem, zu denen 
er verpflichtet ist, heranzuziehen, und dem Landesrat Mit- 
uuuung zu machen. wie hoch sich der Steuerbetrag stellt, 
sowie das Verhältnis zu dem gesamten steuerlichen Ver- 
mögen des Saarbeckens. “ | 
So viel ich weiß, ist bis jetzt in der Frage von der Re- 
jerungskommission noch nıchts geschehen. Ich glaube nicht, 
aß ir darauf Antwort erhalten haben. Es ist auch mit die- 
ser rag gegangen, wie es mit sämtlichen Anfragen und An- 
trägen des Landesrats gegangen ist : Sie sind in dem 
Aro en Loche verschwunden, und sie werden nicht mehr am 
ageslicht erscheinen. | 
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Meine Damen und Herren ! Ich glaube sagen zu sollen, vor al- 

len Dingen hat es die Regierungskommission in der Steuer- 

vorlage und FEOBOETTOgS ür notwendig gelunden, uns jetzt 

eine Vorlage zur Begutachtung oder zur Befragung vorzulegen, 
worin festgelegt ist, daß sämtliche indirekte Steuern 

des Saargebietes in Franksn erhoben werden sollen. In dem | 
Entwurf sind. die Marksätze, mie sie am 10. November 1918 | 
bestanden haben, in derselben Höhe in Franken festgelegt. 

Bei der Besteuerung des Zuckers ist man so weit gegangen, 


wo 
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wo_l Mark früher gestanden hat, hat man 2 Frcs. fest- 
elegt, und ich glaube sagen zu müssen, daß doch der 
Duder jimer ein gevaltiges Volksnahrungsmittel ist. 
Daß man noch für dieses wichtige Nahrungsmittel einen 
Extratanz gemacht hat, glaube ich nicht verstehen zu 
können. Mein Standpunkt geht dahin, daß nach meinem 
 Dafürhalten überhau ,»t der Zucker steuerfrei bla ben 
müßte ( Zuruf: Sehr richtig!), besonders steuerfrei 
bleiben müßte, .eil wir je im Saargebist heute schon 
die irtschaftskänpfe erleben, wir sehen heut e schon, 
daß große Teile der Saarbevölkerung Tirtschaftskämpfe 
führen, um einen Lohn zu erhalten, um leben zu können. 
Heute müssen wir feststellen, daß auch noch die Steuer- 
schraube so festgelegt wird, daß wichtige Volksnahrungs- 
mittel gewaltig in der Teuerung in die Höhe schnellen 
werden. Bei den Tabakerzeugnissen und beim Alkohol 
ist die steuerliche AL BeFuoe in dem Entmurf der Frie- 
denszeit entsprechend verhältnismäßig angepaßt. Ich 
B-enbe darauf hinweisen zu sollen, daß die sozialdemo- 
ratische Partei schon in dem alten Reich, im alten 
Deutschland, im früheren kaiserlichen System imier auf 
dem Standpunkt gestanden hat, jede indirckte Steuer ab- 
zulehnen. Auch ich und meine Geringe Freunde stehen 
im Saargebiet ümmer noch auf demselben Standpunkt und der- 
selben Auffasung. Ich kann im Namen unserer Fraktion er- 
klären,daß wir, obwohl wir gegen eine Luxussteuer, die 
Schaumveinsteusr, die Spielkartensteuer usw. prinzipiell 
nichts einzuwenden hatten, gegen die Vorlage stimuen 
werden. Besonders sind wir dagegen weil ja nach den 
Friedensvertrag von Versailles, und die Regie skon- 
mission hat es bis de jiumer betont, dicselbe das 
Recht hat, wie die Reichsregierung im alten Deutschland, 
und ichglaube sagen zu sollen, daB wir darum auch auf 
dem Standpunkt der sozialdemokratischen Führer in dem 
früheren Deutschlard stehen können. !!ohl hat sich durch 
den Krieg, durch die BEL EeDELngRTeRe in Deutsch- 
land in einzelnen Fragen die Haltung der Partei geändert, 
weil die gwaltigen Reparationszahlungen, die PR 
ewaltigen Lasten usw. in die erben BE FFORdN sind. 
nd wir können hente im Saargebiet feststellen, daß wir 
mit diesen Reparationszaä lungen nichts zu tun haben , und. 
auf Grund dessen wir immer auf dem Standpunkt stehen und 
stehen müssen, daß wir die indirekte Steuer ablehnen. 
Sie, meine Damen und Herren, werden zugeben müssen, 
daß die indirekte Besteuerung fast immer nur die. Bevölke» 
erung trifft, besonders wird die Arbeiterklasse da ge- 
alte in Mitleidenschaft ee und Sie werden erleben, 
wenn dieser Entwurf Gesetz wird, wird eine gewaltige ° 
Teuerungswelle im Saargebiet in die Erscheinung treten.Ich 
möchte besonders die Mitglieder des landesrats bitten, 
. „sich es wohlweislich zu übeflegen, ob sie diesem Ent- 
 wurf ihre es mpg geben wollen. Besonders glaube ich 
sagen zu sollen, daß es nicht ang-angig ist, den Zucker 
das Salz, die Zündwaren, das lMineralwasser Leuchtmittel, 
Essigsäure usw. mit diesem Steuersatze zu belegen. Von 
unserer Scite aus wird diesem Entwurf unsere Zustimmung 
versagt, weil wir es nicht verantworten können, eine 
solche steuerliche Belastung zu vertreten. 'ir fordern, 
wenn einmal Steuern gezahlt werden müssen, schärfere He- 
ranziehung des Grubenfiskus, besonders die Einführung 


der 
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dcr Besitzsteucrgesetze, dic in Deutschland 2Zsschaffon 
wurden, die Heranzichung der Ausländer zu Steucrlasten, 
steuurliche ErTassung Gcr ucher- und Schichergcerwinne, 
schärfere Heranzichung des Gruboniiskus zu den Stcucrn 
usw. Ich nehme an, daß unser S.andpunkt so sgrürdigt vwer- 
den muß, daß wir os nicht vertreten können, daß der Be- 
sitz i .icr in der Steusrbolastung geschont wird. ir sehen 
cs beim TONER RUNDE, die höheren Gehälter sin! gu- 
vwaltig geschont gegen dio nioderen Gehälter. ir schen es 
bei der indirckten Best ouerung. Dio Steuer wird goz=hlt von 
denjenigen Bevölkerun;skreisen, die das Produkt kaufen. 
Der Geschäftsmann, der Handelsmann, der wäl z diose Steuer. 
ab auf diejenigen, die das Produkt zum Lobensunterhalt 
haben müssen. Tch kann hiute sagen, daß man auch bci den 
Tabakerzeugnissen, trotzdem ich Nichtraucher bin, immer 
dafür gesorg‘, daß man auch dort gie Steuern gewaltig cr- 
* s | | a 
höhen soll. Sie werien finden, wohl ist das Zigaretien- 
rauchen nach meinem Dafürhnlton cin gewaltiges Uebal. 
Aber dcr NRauchtabak, der Kautabak, ist bei manchen Lienschen, 
bei donen cs cine Leidsnschaft geworden ist, so ohne weite- 
res ger nicht uchr abzuschaffen. Und Sic werden des wei- 
teren schen, daß die steusrliche Belastung des Schnapses, 
des labaks usw. das Ucbcl nicmals eindämmen wird. Sic 
werden immer schen, der leidenschaftliche Ktaucher, der 
leidenschaftliche Schnapstränkor wird doch seiner Lciden- 
schaft nachgehen. Lr wird soiner Familic das Gold vom 
Tisch rauben , das sic notwendig zum Lebensunterhalt braucht, 
um seiner Leidenschaft Irönen zu können. Ich meine, wenn 
diesem Unhsilcin Damn ontgegengestellt werden soll, dann 
soll man so viel wie wöglich die Sinschränkung der Trzeu- 
gung fostlegen. Abor sine steusrliche Belastung -ird nach 
meinem Dafürhnlten die Leidenschaft nicht sindämmen, son- 
drn im Gegentcil, sie wird es soweit bringen, daß dörjenige, 
der dio Teidenschaft hat, das Geld seiner Familie von Tisch 
raubt una trotz alledem seiner Leidenschaft nachscsht. 
Ich habo noch darauf hinzumeisen, Sic alle wissen, daß auch 
während der Sitzungspc:iodo des landesrates die Rogicrungs- 
kommission unterm 28. März ds.Jrs. cino Verordnung heraus- 
gegeben hat betr. die "orpflichtung. ier Gemeinden und Krei- 
se zur Srhobung von indirekten Steuern. Auch daran schen 
wir , wir haben in dor lotzten Sitzung die Affaire orlebt, 
daß dadurch. die Zuständiskcit ncben der Notverordnung, nc- 
ben dcm Zuchthausgesetz wic man sagt, nochmals verletzt 
worden ist. Ich protcstiure, daß auch hior die Zus täöndig- 
koit verletzt wurde und daß dazu in dissor Veroränung dic 
Sinschränkung des Solbstvorwaltun;srechts der Yonmmunon or- 
kp > “N re 
neut in dic Erscheinung tritt. Ich nchme an, daß das Frin- 
zip der liboralen Hegicrung ist, alles unter ihr Regime zu 
' bringen. ir haben dies beim Steucrabzug zeschen. ‘ir haben 
es Icststallen Könuen bei der Durchführung der Frankenbe- 
ARRaNE ung sehen ss heuts noch, daß das Solbstvervaltungs- 
recht der Komsunen gewaltig singeschränkt ist. Dio Rogie- 
rungskoumission hätto ohne weiteres dss Preussischce Provin- 
zialabgaben;escetz dem Landesrat bei der Schaffung dieser 
Verordnung zur Begutachtung vorlegen müssen. Dio ücgie- 
rungsko.mission hat das abor nicht gatan. Sic hat nüch 
meiner heinung nicht das Recht, dio Kommunen zu verpflich- | 
ten indirckto Stousrn zu orhceben. Nach $ 1 Koimunalabzsaben- | 
gesetz sind die Kommunen berechtigt aber nicht verpflichtct 
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zur Deckung ihror Ausgaben indirskto Steuem zu erhoben, 
ja sogar in $ 78 Abs.2 wird bemerkt, die Zinführung 
neuer oder bostehönder Steuomn darf nicht angsordnct 
werdens .Also die Legierung hat auch nicht das Recht . 
dort etwas anzmoränen, viel weniger das Kocht, den Ge- 
mcinden vorzuschroiben, was gotah werden mußl Hicrnach 
ist die Linführung von indirekten Stouarn in jeder Ge- 
meinde das Bedürfnis massgobönd und dem Ermessen dor 
Gemeindevertretungen anheimgestellt. Diese können dazu 
nicht von der Regierung gezwüngen werden. Ja wir können 
feststellen, daß im früheren kaiserlichen Deutschland 
dies nicht der Fall war. Die Regierung will das Recht in 
Anspruch nehmen, was früher der kaiserlichen llegierung _ 
zugestanden hat. Dort konnte keine Komxune gezrungen wer- 
den, irgend eine indirekte Steuer einzuführen. Niemals 
hat unter dem früheren “egierungssystem die Preussische 
esierung einen Druck für die Zinführung von indirskten 
Steuern auf die Ko:munen ausüben können. iohl hat die 
Regierungskomission innerhalb des Saargebietes das 
Recht, welches früher der deutschen Fa Se zustand. 
Nach meinem Dafürhzlten ist somit die Kegierungskomnmis- 
sion verpflichtet, die Verordnu vom 28,.Närz ds. Jrs. 
zurückzunehmen. Ich erwarte, daß die Regierun:skommission, 
da sie die Auslegung des Vertrages von Versailles machen 
ann, einstimmig zu dem Entschluss komnt, daß die die un« 
rechtmässig erlässene Verordnung 3urücknimmt. Ich habe noch 
zu protestieren, daß sie untemı l1d.April ds.Jrs. der indi- 
rekten Besteuerüng,die in Beratung vorliegt, die Steuer- 
sätze vom 10 fachen auf das 300 fäche erhöht hat. ir 
waren zu den beiden Verordnungen zu kören, Ich glaube 
sagen zu sollen, und es wäre nach der Auffassung meiner 
politischen Freunde wichtig und für das Saargebiet von 
grossem Nutzen, wenn die Ttegierungskommission zur »„rkennt- 
nis kommen würde, daß sie einmal einsehen würde, daß sie 
unsere Zuständigkeit verletzt hat und diese Verordnungen 
zurücknimmt. Ich weise darauf hin, daß wir auf dem Stand- 
punkt stehen, da. besonders in der Steuerfrage, dasjenige 
getan werden soll, was notwendig ist. !iir sehen ein,daß 
jede Regierung Steuern haben muß, wir können es aber nicht 
einsehen, daß man die Be völke über die Ausgaben der 
Ser Pa im Unklaren läßt. Der Haushaltsplan, der 
Ktat ist uns bis jetzt nicht zur Kenntnis vorgelegt worden. 
Man hat uns bis jetzt im Unklaren gelassen und ich kann es 
nicht verantworten, einem Entwurf zuzustimien, ohne daß 
ich weiß, was mit diesen DIEB FERRB SUDEON semacht wird. 
Daher erkläre ich im Namen meiner poli ischen Freunde, 
daß wir den Entwurf ablehnen, weil diese Steuer nach unserer 
Me nung a gewaltige Teuerungswelle im Saargebiet nach 
sich zieht. | 


Mitglied Schmelzer (1L.V.) : Meine Damen und He:ren ! 3s ist für 

| Jemand, der eine Steuervorlage gewissenhaft begutachten 
will, außerordentlich schwer, die uns vorliegende zu be- 
gutachten. Es ist überall üblich in der Melt, daß, wenn | 
eine BESTE irgend welche Mittel braucht, sie angibt, | 
wie hoch die hittel sind. Das ist hier im Saargebiet nicht 
geschehen. Die kegierungskommission hat uns bis jetzt 
ihren Haushaltsplan nicht vorgelegt und zrar mit der Be- 
gründung, daß derselbe noch nicht fertig sei. "ir müssen 
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den Haushaltsplan sehen, wenn wir ganz korrekt sein 
wollen. Bei den indirekten Steuern hat es der Verbraucher 
in der Hand, seine steuerliche Belastung durch die Zu- 
rückdrängung eines Verbrauches in etwa zu SORzAgheTEN, 
Deshalb wollen wir die vorliegende Berne vegutachten. 
Die Vorlage ist aufgebaut auf eine Belastung in Franka. 
Die !laren, die hier verkauft werden, werden fast durch- 
weg in Franken verkauft und deshalb können wir der Be- 
lastung zustimmen. Unsere grundsätzliche Stellungnahme 

zu der Frankenvorlage wird durch dies nicht berührt. Das 
wird Sache einer späteren Aussprache sein. Der Herr 
Staatskommissar hat vorhin gesagt, daß die Regierungs- 
komission den Aenderungen, die in der Kommission vor- 
genommen vmrden, wahrscheinlich Gehör schenken wird. Sie 
würde keine wesentlichen Schwierigkeiten machen bei den 
Abstrichen, die vorgenommen worden sind. Das würde gegen- 
über den Gepflogenheiten bis jetzt ein gewisser Fort- 
schritt bedeuten, "enn sie diesmal unsere Stimme etwas 
mehr hören würde, rach den Aeusserungen des Herm Staas- 
kommissar scheint es ja der Fall zu sein. Ich gebe mich der 
Hoffnung hin, daß das Recht, das die Asgierungskommission 
einräumt, sich zu einem Gewohnheitsrechte macht. Der Prä- 
sident der “egierungskommission, nicht des Landesrates, 
hat doch in Aussicht gestellt, daß diese Gewohnheitsrechte 
sich im Landesrat durchsetzen möchten. 





Zu der Vorlage selbst möchte ich bemerken, daß meine 
Fraktion der Meinung ist, daß die inArtikel 3 erwähnte 
“ebühr, die orhoben wird bei der Einfuhr von ein der zu 
Brennzwecken verwendet wird, auf 30 Centimes heraufgesetzt 
wird. Es handelt sich um Tiein, der aus Frankreich eingeführt 
wird. Der Herr Fachreferent war der Meinung, daß diese Ge- 
bühr nur die nötigen Kosten decken soll. ''ir haben Tfest- 
Bereit daß die Bene dieses eingeführten !!eines im 

ahre 5000 bis 10000 hl ungefähr beträgt. !’emn diese Ge- 
bühr erhöht wird, kommt ein ansehnlicher Betrag heraus. 
zer schlagen vor, daß diese Geb ühr auf 30 Centimes erhöht 
wird. 
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Dem Biersteuertarif stimmen wir zu wie in der Kommission 
festgelsst wurde. "ir waren der Meinung, daß die Regie- 

rung un®. den Etat vorlegen wird, den sie uns nicht vorgelegt 
hat und jei;zt Mittel von uns fordert, ohne eine Nach- | 
prüfung vornehmen zu können. Sie hat die Sätze der indi- 
rekten Steuer sn reichlich bemessen, dsß sie Abstriche 
vertragen könn. "ir haben diese Abstriche auch vorgenom- 
men» Die Biersteuer haben wir reduziert wie aus dem Be- 
richt des Berichterstatiers zu entnehmen ist. Meine Frak- 
tion stimmt diesen Äbstrichen zu. 
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Bei dem Branntwein waren wir der Meinung, daß besonders 
die Steuer bei den Abfindungsbrennereien, die ausschließ- 
ich eigenes Obst verarbeiten herabgesetzt werden müsse, 
und nach unserer !iei nung nicht in der Höhe von 3,00 Fres. 
bestehen bisiben kenn, wie das die Regierungskommission 
uns vorgetragen hat. Diese Abiindungsbrennereien, die 
eigenes Obst verarbeiten. verarbeiten zunächst fast durch- 
weg Stoffe, die sonst Abfallstoffe wären, faules Obst usn, 
Und wenn diese Stofile noch nutzbringend verwendet werden, 
dann soil man diese Verwendung nich? erschweren durch | A 


Steuersätze 
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Steuersätze, die di:se kleinen Betriebe wahrscheinlich 
gar nicht vertragen Können. bs spricht dabei: mit, daß_die 
Abfallstofise bei dieser Branntweinbrennerei auf den kleine- 
ren Bauernhöfen, besonders in der Saarlouiser Gegend, in 
der Pfalz, daß diese Ablallstoffe verwandt werden zur 
Fütterung des Viehes, besonders der Milchkühe, und daß diese 
Abgänge auf die Milcherzeugung einen wesentlichen Einfluß 
ausüben. Is bestände also die Gefahr, daß, wenn die Steuer 
zu hoch würde, die Branntweinbsennereien stark einge- 
schränkt werden würden, sie lönnen die Konkurrenz mit dan 
roßen gewerblichen Brennereien nicht mehr vertragen, und 
aß dadurch indirekt ein ungünstiser Einfluß ausgeübt 
würde auf die Milchsrzeugung, die im Saargebiet gehoben 
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werden muß. IL, 

a. 
Bei der Versteuerung des reinen Alkohols haben wir auch den ® 
Antrag gestellt, daß den Anotheken unbedingt ein gewisses 3 
Kontingen; reinen Alkohols steuerfrei zur Verfügung ge- o 


stellt werden muß. Es ist in Deutsehlan möglich, daß für 
Arzneien Aikoho! verwandt wird, aber nur für Arzneien. Das 
ist hier nicht möglich, weil dieser halbveredelte Alkohol 
in das Saargebiet. nicht hereinkommt. Für inneren Gebrauch 
ist vergällier Alkohol überhaupt nicht zu gebrauchen.!.enn 
man davon ausgeht. daß die Herstellungskosten der Arzneien, 
die vom Verbraucher Be ragen werden, zum großen Teil von 
Verbrauchern, die bedürrttig sind, das sind die Mitzlieder 
der Ortskrankenkassen usı., so kcmnt man dazu, daß man 

je es ist durchaus gerechtfertigt, daß die Möglichkeit 
geboten wird, diese Arzneien zu verbilligen. Das vird da- 
durch geschehen, daß man den Anotheken vielleicht in der 
Form einer Rückrergütung diese Steuer ermäßigt. :s ist eine 
Ziffer genannt worden, auf den Liter 'Teingeist 5 Fries. £s 
würde sich das im Ärzneipreis susdrücken, wenn das rückver- 
gütet wirc, denn kann der Arzneipreis auf diese ‘'eise redu- 
ziert werden. Für den Ausfali dieser Steuer haben wir uns 
gedacht, wäre die Gebühr zu verwenden, die wir vorhin ge- 
nannt haben, die Gebühr für "ein, der zu Brennereizwecken 
eingeführt wird, und bei der wir vorschlagen, daß sie von 
20 auf 30 cent. erhöht wird. Das deckt den Ausfall, wenn 
man Gen Apotheken reinen Alkohol steuerfrei überläßt. 
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Dann wäre von Seiten der Rerierung nachzuprüfen, ob es nicht 
möglich wäre, eimer gewissen jungen Industrie, die sich 
im Seargebiet aufgetan hat, durch diese Rückvergütung der 
Steuer etwas Lebenskräftiger zu erhalten, das sind die Par- 
Tümeriefabriken. "ir verzeichnen im Saxrgebiet die Tatsache, 
daß im Gegena.:;s zu früheren Zeiten jetzt sich hier ine 
verarbeitende industrie auftut. Das ist für das "irtschafts- 
‚eben des Ssargebietes späterkin vielleicht von sehr großer 
Bedeutung. "ir wissen n'cht, wie die Dinge sich gestalten 
werden im Jahre :935, wenn das Daargebiet von seinem eigent- 
lichen “jirtschaftskörper, vom Deutschen Reich losgelöst 
wird. '!ir wissen nich‘, ob die Schrerindustrie, die bis 

er in 
dahin das rückerat des Saargebietes war, noch in der lage 

> Hi, “ - N Re . . .. 
sein wird. die Bewohner des Sazrgebietes so zu ernähren 
wie es irüher mar. ‚ir können es nur begrüßen, wenn sic | 
hier eine weiter verarbeitende Industrie, eine Kleinin- | 
dustrie auftut, die rach diesem Zei tpunkte die Möglichkeit 
gibt. dis Arheitskräfte hier zu beschäftigen. Zu einem der- 
artigen Fabrikainonszweige gehört sicher die Parfümerie- 
industrie, die hier in kleinen Anfängen ist, die sich sehr 


N Proz 


2 


leicht 
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leicht entwickeln kann, weni man ihr von Jeiten der Re- 
glerung unter die \rme greift. Es ;eschieht das auch in an- 
deren Staaten. Im Deutschen Reich ist es früher in großen 
Umfang geschehen, daß man gewisse Industriezweige, die man 
fördern will, durch derartige Zuwendungen unterstützt hat. 
Ich möchte der apa | nahe he daß sie den Fall ein- 
ehend prüft, ob es nicht möglich sein wird, die Parfünerie- 

te in Form einer Rückvwergütung der Steuer zu unter- 
stützen. 


Die Leuchtmittel sollen nach unse rem Vorschlag auch steuer- 
frei bleiben, und zwar nicht nur deshalb, weil, wie der 
Kollege Becker ausgeführt hat, diese Steuer sehr wenig ein- 
bringt. Nach Ansch ae der kan würde die Steuer auf 
Glühlampen und derartige Leuchtmittel im Ganzen erbracht 
haben einen Ertrag von 300 000 Fres. brutto. ‘ienn man davon 
abzieht die Erhebungskosten und sonstigen Verwaltungskosten, 
dann "ürde von der Steuer sehr wenig übrig eg ge een 
Sie myrde aine außerordentliche Selastung für alle diejeni- 
gen sein, die mit Glühlampen handeln. Das Gewerbe ist der- 
maßen durch Löhne und Gehälter usw, überlastet, daß man al- 
les vermeiden soll, um diese Veberlastung durch eine nicht 
gerechtfertigte Steuer noch zu veruehren. Und wir schlagen 
vor,daß die Leuchtmittelsteuer und !iineralwassersteuer ge- 
strichen wird. Die Mineralwassersteuer ist noch viel weniger 
gerechtfertigt als die Leuchtmittelsteuer. 





Zu der Tabaksteuer nimant meine Fraktion folgende Stellung 
ein : Es wird viel darüber gesprochen, daß der Genuß von 
Tabak in jeder Form, besonders aber in der Form von Zi- 
Bares tun, überaus gesundheitsschädlich sä , und daß man 

as Publikum davor bewahren müssen, sich diesem gesund- 
heitsschädlichen Genuß hinzugeben. Man kann darüber ver- 
schiedener lieinung sein, es wird ja auch sehr viel darüber 
en, ob das richtig ist. 18 gibt steinalte Leute, 

je raucken und trinken ihr Leben lang, ohne etwas zu 
merkn, daß es gesundheitsschädlich ist, und es gibt an- 
dere Leute, die rauchen und trinkeu nie und sind doch 

krenk, und werden nicht alt. Also darüber kann man strei- 
ten und geteilter Meinung sein. Es ist aber sicher nicht 
die Aufgabe eines Steuergesetzes, dafür zu sorgen, daß die 
Gesundheit oder das "'ohl der Bevölkerung hervorgehoben wird, 
sondern der Zweck eines Steuergesetzes ist eben der, daß 
dieses Gesetz Geld einbringt für die Bedürfnisse des Staates. 
"jr sagen deshalb, es kamn die %teuer für Ta;sakerzeugnisse 
nicht damit verquickt werden.&s steht etwas anderos dagegen, 
daß man die Steuer so beläßt, wie sie in der Regierungs- 
vorlage ist, das ist die Rücksicht auf die Industrie, auf 
das Gewerbe, das die Tabakerzeugnisse verarbeitet. 
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Die Regis skemmission hat in einem ihrer Berichte nach 
Genf mit gr er Genugtuung darauf hingeriesen, daß hier im 
Saargebiet eine ganz neue Industrie entstanden sei, die 
Zigarettenindustrie. Die Regierungskomission hat sich das 
ewisscermaßen als ein prue angerechnet, daß jetzt die Ver- 
ältnisse im Sa: rgebiet so lägen, daß 2 Industrien 
ent stehen würden.Man kann darüber streiten, ob es gerade 
ein ae re „reignis ist, um in einem beson- 
deren Bericht darauf hinzuweisen. Aber jedenfalls hat die 
Regierungskommission damit die "ichtigkeit dieses neuen | 


Industriezweiges | 
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Inäustriezweiges anerkannt. ‘/onn sie der lieinung ist, daß 
das ein wünschenswerter Zustand ist, daß sich eine derarti- 
ge Industrie hier auftut, dann muß sie auch der Meinung 
sein, daß man dieser Industrie die Möglichkeit läßt, zu 
existieren. Mir sind die Verhältnisse in dem Tabakgewerbe 
nicht so geläufig. Aber ich weiß soviel, daß die Tabak- 
industrie bis zu einem gewissen Grade hier deshalb gedeiht, 
weil besonders günstige Zollverhältnisse hier vorliegen. 
Diese günstigen Zollverhältnisse hören aber im Jahre 1925 
auf. Nan muß damit rechnen, daß diese Industrie in eine 
sehr viel schwierigere Lage kommt. Man muß jetzt schon darauf 
sehen, daß die Industrie, wenn man sie am Leben erhalten 
will, jetzt schon gestützt wird. Als eine solche Unter- 
stützungsaktion betrachte ich es, wenn die Sätze auf die 
Tabakerzeugnisse wesentlich herabgesetzt würden. Die Inter- 
essenten haben s.Zt. der Beer einen Vorschlag gemacht. 
Die Regiorungskowmission hat bei diesem Vorschlag der Inter- 
essenten die Sitze um die Hälfte, um 50 % herabgesetzt. ir 
sagten uns, es wird wohl das Asusserste sein, was man von 
der Industrie verlangen kann, vwenn man die Steuersätze in 
die Mitte setzt zwischen den Vorschlag der Interessenten 
und zvischen den Vorschlag der Regierungskommission. "ir 
vertreten deshalb den Standpunkt, daß die Steuersätze so 
festgesetzt werden, wie das vorher in dem Bericht des Herm 
Berichterstatters vorgetragen wurde. Ich meine, eine derar- 
tige Festsetzung würde die Industrie noch h..lbvwegs ver- 
tragen. Is wird für die nicht direkt von ruinöser Bedeutung 
sein, und andercrseits wird die Regierung mit diesen 
Steuersätzen wohl auskomuen.Ich habe daraus den Schluß ge- 
zogen, daß die Kegierunsskommission mit diesen Abäönderungs- 
vorschlägen einverstanden sein wird. Ich betrachte es als 
ein Zugeständnis an den landesrat, daß sich die Regierungs- 
kommission unseren Anschauungen anschließt. 
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sinen Vorschlag haben wir der Regierungskomnission unter- 
breitet. Sie wird dem sicher nachkommen. Das ist, daß die 
Abrundung für. die Steuerzeichen nicht auf die einzelne 
Packung beschränkt bleibe, sondern daß die Abrundung für 
dtre ur henge Ben mrd. Es BEL ERBE RERGELEN so ge- 
dacht. is ar ein Fehler in der Vorlage, daß da gesprochen 
wird von einzelnen Packungen. 


Bei der "einsteuer hätten wir lieber gesehen, wenn statt der 
"ertsteuer eine Mengensteuer eingeführt worden wäre. Es ist 
eg eheuer schwierig, den 'Iert eines ‘leines festzustellen 
eim Uebergang über die Grenze in das Saargebiet. Etwas an- 
deres ist es, wenn der “Wein versteuert wird beim Verbrauch, 
so wie es in Deutschland der Fall ist. Die fNegierung hat uns 
auf unsere Bedenken entge;zengehalten, daß diese Berechnung 
beim Verbrauch eine zu starke Kontrolle erfordern würde, 
ein zu großes Personal, daß dadurch der Ertrag der Steuer _ 
verringert wirde. ‘ir teilen diese Bedenken. Es ist richtig, 
daß das den Ertrag der Steuer herabsetzen würde. Ts würde 
wieder viel unproduktive Arbeit geleistet. ir sehen deshalb 
davon ab, einen derartigen Vorschlag zu machen. ‘ir können \) 
uns sehr gut vorstellen, daß nach “ert versteuert wird, weil | 
bei dem Veberg über die Grenze ein falsches Bild geben 
werden kann von Seiten des Interessenten. Der Steuerbeänte, 
der die Steuer erhebt, , sieht der Flasche nicht an, welchen 
ert sie hat und verläßt sich auf die Interessenten, und 
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das ist nicht richtig. Betr. der Mengenstever hat die 
Regierunyskommission Beuenken, stellt aber in Aussicht, 
daß sie dıesem "unsch nöhertreten wird. Aus diesem Grund 
verzichten wir die Miengensteuer zu fordern und bemügen 
uns damit, den Satz von 30 auf 25 % herabzusetzen. 





Bei der Zuckersteuer haben wir die gleichen Bedenken, wie 
Herr Becker vorgetragen hat, daß die Sätze nicht so huch 
gesetzt werden dürfen, ie im Regierungsentwuri vorge- 
sehen ist. ir schlagen die Hs]fte vor, weil Zucker doch 
ein wüchtiges Nahrungsmittel ist. Es ist eigentünlich, 
wenn auf der einen Seite Zucker billir & gegeben wird und 
auf der anderen Seite will man ihn so hoch YTerstcuern. 
Die Regierungskommission hatte Bedenken, daß der Schmuggel 
nach Lothringen begünstigt würde. in "ort zur Nachversteu- 
erung. Die Regierungskomnmission behilt sich das Recht vor, 
alle die Artikel, die in der Verordnung angeführt sind, 
noch nachzuversteuern. Sis behält sich auch das echt vor, 
auch auf die Nachsteuer zu verzichten, wenn beobachtet 
wird, daß bei den verschiedenen ’arengattungen eine Vor- 
versorgung nicht eingetreten ist. Msn muß sagen, das ist 
eine unangenehne Sache. Ich glaube allgemein ist eine 
Vorversorgung nicht eingetreten. Wach ilitteilungen, die 
mir heute erst geworden sind, scheint es so zu sein, da 
bei Branntwein eine derartige Vorversorgung stattgefunden 
hat. Aber nicht das einheimische Gewerbe, sondern diese 
‚wilden Händler, diese Aufköufer, die mit so und soviel 
Autos über die Grenze kommen und ihre Lager aufmachen. is 
soll auch eine Vorversorgung stattgefunden haben bei fran- 
zösischen und belgischen Händlern, weil sie hier einen 
besonderen Profit machen können. Ich möchte die Aufmerk- 
samkeit der Regierungskomuission darauf lenken, die Steuer- 
behörde zu beauftragen, damit diese Nachschau hält, "10 
diese Vorversorgung stattgefunden hat. 
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Meine Damen und Herren ! Die vorliegende Vorlage bedeutet, 
wenn sie Gesetz wird, nicht nur für den Verbraucher 
sondern auch für Handel und Gewerbe eine neue und sehr 
starke Belastung. Ss wird Aufgrbe der Negierungskomnission 
sein, diesem nachzugeben. Es scheint nicht immer mit der 
nötigen Sorgfelt zu geschehen. 


ss wird mir von Interessenten vorgetragen, daß die hegie- 
rungskommission vor einigen '!ochen eine Verordnung heraus- 
g° eben hat über die 5rhebung einer Straßenbenutzungsge- 
ühr für Kraftfahrzeuge. lieine Damen’und Herren ! Sie 
vissen, was das Kraftiahrzeugaugenblicklich zu bedeuten 
hat, is ist zum größten Teil die einzige Beförderungs- 

.r . ) B ner (= s s r ] 
möglichkeit für aren nach hier. Die Zisenbahn verkehrt 
Ja_nur im Saargebiet. Das Kraftiahrzeug hat aber auch zu 
anderen Zeiten eine Bedeutung erlangt, die nicht zu unter- 
schätzen ist. ‚las das Kraftfahrzeug belastet wird, trifft 
auch Handel und Gewerbe. Nian soli sich bei diesen Belastun- 
gr streng davor hüten, noch weiter zu gehen. lıan kann 

arüper str:iten, ob diese Verordnung nicht ein Gesetz 
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darstellt, das dem Landesrat hatte vorgelegt werden müs- 
sen. Ich nehme an, üaß es die liegierun?skommission noch 
vorlegen wird, damit ir noch geeignete Vorschlöge machen 
können. as jetzt von einem Kraft agenbesitzer verlangt 
"ird, geht weit über ias hinaus, was getragen werden kann. 
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Ich möchte darauf hinweisen, daß diese Gebühr nicht allein 
von dem Besitzer des Fahrzeuges getragen Mird, sondern 
abgewälzt wird auf den Verbraucher. Handel und Gewerbe 
werden erschwert. Das ist eine Sache, die die Regierungs- 
Kommission nicht machen soll, ohns die Anhörung der Inter- 
essenten, vor allen Dingen nicht ohne Anhörung der gewähl- 
ten Vertreter der Bevölkerung. 


Ich hätt noch Beschwerde zu führen, über eine andere Be- 
handlung von Handel und Gewerbe. Sie wissen durch die Ta- 
gespresse, daß die Interalliierte Rheinland Kormission 

eine Verordnung erlassen hat, wonach fremde Kraftfahrzeuge 
nicht mehr die Rheingrenze benutzen dürfen, ohne im Be- 
sitze eines Scheines zu sein. Das Saargebiet kann ja von 
der Verordnung nicht berührt werden. In der Praxis ist es 
so, daß das wirtschaftliche Leben auf das schwerste in 
Mitleidenschaft gezogen wird. Ich möchte wiederholt der 
nezierungskommission erklären, daß sie sich mehr um unsere 
Erklärungen kimmern solls Die 1.A.K._sollte doch allmählich 
wissen, daß das Saargebiet als neutral gelten muß und wenn 
eine Verordnung von der I,A.K. erlassen wird, sollto die 
Regierungskommission pach Koblenz berıchten, daß alle diese 
Verordnungen für das are * keine Gültigkeit haben, 

So viel wird doch der Zol lesen können, daß auf dem 
Schüäld "Saar" steht. Diese Maßnahme hat zu einer großen Be- 
lastung der Kaufleute geführt, die ihre Tagen mittels Last- 
wagen holen. üs wird auch versichert, daß Hinterlegungssun- 
men von 15 Millionen verlangt werden, Dieser Zustand muß, 
beseitigt werden. Ich erlaube mir, die Regierungskomnission 
nachträglich darauf hinzuweisen. 





Zum Schluß eine andere Sache. Durch alle diese wirtschaft- 
lishen Maßnahmen wird letzten TIndes erreicht werden, daß 

das Saargebiet wirtschaftlich von Deutschland abgetrennt 
ird. Man hat uns gesagt, es bestände die Möglichkeit 

uns nach Testen zu orientieren. Ich habe einen Fall, der 

mich persönlich betrifft. Ich kann feststellen, daß man 

das Saargebiet nach einer Seite mit einer starken Zoll- 

mauer umgeben will und die andere Seite mit starken Po- 
lizeimaßnahnen. '/enn mn mit Frankreich Geschäfte machen 

will em man einen Pass, um hinzukommen. Daß dieser 
nicht leicht zu erreichen ist, ist mir klar geworden. Ich 
habe von einer Negierungsstelle den Auftrag, mir die Preise 
anzusehen, die in Straßburg verlangt werden, und ob der 

Preis im Saargebiet nicht untersetzt sei. Man hätte annehmen 
dürfen, dte em: hätte mir einen Paß ausge- | 
stellt. Das war nicht der Fall. üs mirde ein schriftliches 
Gesuch eg Ich wollte nämlich auch sehen, ob_ich 

für meinen Bedarf auch zu Material kommen könnte. Ich be- 
komme gestern einen Bescheid zurück, ich solle in Straßbur 
oder in einem anderen Ort Referenzen angeben, und dann würde 
die Polizeiverwaltung der Paßfrage nähertreten. (Hört! Hört!) 
Tenn das damit zusammenhängt ‚daß ich als Mitglied des Land- 
desrates genötigt bin alseinmal etwas unangenehm zu sein,so 
haben sie keinen Erfolg. Ich kann darauf verzichten, mic 
irgendwie mit Material in Straßburg einzudecken. Durch sol- a 
che Maßnahmen wird im Saargebiet Handel und Verkehr sehr er- | 
schwert. Ich erinnere im erg eg an die Aufgabe der | 
BR READER. BELOH, die vom Völkerhund eingesetzt worden 

ist, daß die liechte und die Tliohlfahrt des Saargebietes 

gewahrt bleiben. 
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Vorsitzender : 
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Vorsitzon.er : Das "ort hat der Herr Abgeordnete Schmoll. 


Mitglied Schmoll (H.u.L.) : Meine Damen und Herren ! "enn in der 
e>) NEN. a ar T ee ; . ” 
Besründung zu der Verordnung gesagt ist, daß die Umstellung 
in dieser Fcım nowwrendig sel wegen der "ährungsreform 
so stimmen wir dem zunächst nicht zu. Ich _ bin der Ansicht, 
daB man sehr wohl bei den Mena AERGLINIBREN, bei 
der Unsicherheit der Nark dazu Übergehen kann, Steuem, 
Gebührenordnung und andere Vereinbarungen, die auf lange 
Fristen Iaufen, in Franken festzusetzen. Es “äre sehr gut 
möglich. nier eine Steuerordnung auf der Frankenvwährung 
? R ne 

aufzubauen, ohne de® das FOULSORBR. SOON als solches 
in der vın Ger Regierung vorgeschlagenen Form gelöst zu 
werden biaucht. 


as die Verordnung selbst anbelangt, so kann ich mich ja 
kurz fassen, weil wir in der Kommission in vollständiger 
Vebersinstimung uns befunden haben mit den übrigen bürger- 
lichen Parteien. \!ir hättsm es ror allen Dingen auch ge- 
wünscht, daß der Haushaltsplan uns vorgelegt worden wäre. 
Denn es ist für jemand „ der eine Steuer begutachten soll, 
außerordentlich schwierig zu sagen, ob die Oder jene Sätze 
der Steuer richtig sind. wenn man gar nicht weiß, ie sich 
die Steuer einglüedert in den gesamten Haushalt des Staates. 
:ieshalb diese indirexte sehr große Steuervorlage! Sie wird 
cine sehr starke Bosteuerung auf die saarländische Pe- 
vö.kerung legen- ’eshalb die Steuervorlage notwendig gewor- 
den ist, das erkläre ich mir mit der Abschaffung der Xohlen- 
steuer. Dis Koklensteucr war bisher das Rückgrat der in- 
direkten Steuern des Saargebistes, &s wurde ja von ver- 
schiedenen Seiten verlangt, daß die Kohlensteuer abge- 
schafit werden so!l. lian hat gehollt, daß mit der Abschaf- 
fung der Kohlensteuer die wirtschaftliche Tage der bergmän- 
nischen Bevö'ksrung gebessert werden könnte, was ja durchaus 
zu besrüßen ist und wäre, denn wenn es dem Bergmam aut 
geht, geht es auch dem Sarrgebiet im allgemeiner gut. Nun 
rat man dic Kohlensteuer abgebaut; sie war früher 25 %, man 
hat sie auf 9% %, auf 5 % adgebaut, aber nicht. ein Cent. 
ist dem Bergmam zugute gekommen. Daraus mögen Sie erkennen, 
ie falsch os von steuerlichen Standpunkt aus war, hier im 
Baargebiet die Beseitigung der Kohlensteuer zu fordern; 
denn die Kohlensteuer Rat mindestens zu 40 % das Ausland 
bezah!t. Tir hätten eine Steuergquelle wis kein anderes 
Btastswosen. ındem dis Staucin des Saargebietes zum großen 
Teiie oder mv nicht unerheblichen Teile vom Ausland ge- 
des!:t woraden sind. Nach Abschaffung der Kohlensteuer muß 
jetzt dazu übergsgangen werden, die inländische Bevölkerung 
mit dieser Last, Gie ass Ausland bisher getragen hat, zu 
velssten. Und Geshalb haben wir die heutige Vorlage. Das 
ist meine heimung. Fs ist geie die Linke gewesen, welche 
die heuiise Vorlage ablehnt. Ich sage der Linken, daß sie 
eigentlich mit Schuld daran ist, dab die heutige Vorlage 
gekommen ist; sie ist es gewesen, die für die Aoschaffung 
der Rohlensteuer immer Propaganda gemacht hat. Ich bin der | 
Meinens. daS nan in Paris seinehet:s Freude darüber katte, | 
0aß nis saarländische Bevölkerung die Beseitigung disser 
steuer forder‘;. ( Lacken una "Oho"- rufe des Herin Hoffmann) | 
Ja. Herr Ho:imann. Sie können Uho sagen oder nicht. \enn 
Die sich einmal ausrechnen würdsn, was die Kohlensteuer 
Cam Bergmann-sinbringen könnue. Selbst wenn sio die gesamte 
üchlensteuer dem Bergnann geschenkt hätten, dann hätte das 
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eing Stundenlohnerhöhung von 30 cent. ausgemacht. Die 

Kohlensteuer hat 50 Millionen Frcs, erbracht. '/enn Sie 

die 50 Millionen der bergmännischen Bevölkerung schenken 

und auf den Stundenlomum rechnen, macht das 30 cent. aus. 

Selbst wenn ihnen dieser Vorteile geworden wäre, hätten sie 
Jp Ent auf der andsren Seite außerordentliche Lasten zu 
ragen durch die indirekte Bosteuerung, dio diesen Vor- 

teil jedenfalls ausgleichen würden. 


Tas die Vorlage selber anlangt, so will ich auf Sinzel- 
heiten nicht eingehen, Sio sind zur Venüge von den Vorred- 
nern des ZentyYuns und der liberalen Volkspartei berührt 
worden. ;ir stimmen mit diesen Ausführungen durchaus über- 
ein. "ir freuen uns, daß die Kommission den "ünschen; die 
ir dort vertreten haben, nachgekommen ist, in Bezug auf 
die Landwirtschaft. ‘ir haben gewünscht, und die Kommission 
hat dem entsprochen, daß man keinen Unterschied ınehr nacht 
zwischen den landwirtschaftlichen Brennereien in Bezug auf 
die Besteuerung. Ein Teil der landwirtschaftlichen Bren- 
nereien ist nach deu jetzigen Bestimmungen noch unter die 
l. Klasse der Besteuerung gefallen. Jetzt sollen alle land- 
wirtschafliichen Verschlußbrennereien unter die 2. Terif- 
klasse fallen, also mit 4.-Frcs. Steuer belastet werden. 
Yir hätten es gern gesehen, wenn man zwischen den land- 
wirtschaftlichen Brennereien, die mnter a) und b) genannt 
worden sind, die Yerschlußbernnercien und die Abfindungs- 
brennereien, wenn man da keinen Unterschied genacht hätte» 
"ir haben uns schließlich der Meinung der Kom:.:ission gelügt 
und lassen diesen Unterschied bestehen. Jedenfalls sind dico- 
se landwirtschaftlichen Brennereien nicht etwa dem Bren- 
nereigewerbe als solche, sondern sie dienen dazu, der 
Viehhaltung die nötigen Nahrungsmittok zuzuführen. Sie 
dienen letzten undes dazu, der Bevölkerung Fleisch und 
Milch zuzfiühren. Ich will auf weitere Zinzelheiten nicht 
eingehen und erkläre nochmals, daß wir mit den Ausführungen 
der vorhergehenden Redner des Zentrums und der liberalen 
Volkspartei voll und ganz übereinstimmen, und schliessen uns 
in Dezug auf das Gutachten diesen lieinungen an, d.h. wir 
stimmen mit diesen Meinungen übercin. 





SAY ayasıyd 246 ouas4T uay>2n41G400S H 7 


Vorsitzender : Das ‘/ort hat der Herr Abgeordnete Reinhard. 


Mitglied Reinhard (Kormm,) lieine Damen und Herren ! "ie zu cr- 
warten war, haben wir heute im derDebatte über die indirek- 
te Steuer feststellen können ‚daß es den bürgerlichen 
Parteien und der tegierun skommission nicht ernst ist, denn 
es gilt, der vesitzlosen Klasse die Haut über aie Ohren zu 
ziehen. 5s surde schon betont, daß man, wenn man Gelder zu 
bewilligen hat, zuerst sich vergevissern muß, ist es not''en- 
dig und vor allen Dingen, was geschieht mit diesem Geld? 
Für uns als kommnisten ist eine Selbstverstänadlichkeit, 
daß die Regierung, die aufgrund des famosen Vertrages von 
Versailles geboren wurde, eimwilligt und der Landesrats mur 
ein Instrument sein soll, das als Beruhigungspille ge.-enüber 
der Bevölkerung dienen soll. Da die !iegierungskommission, 
die nun einmal da ist, bisher autokratisch regiert hat 
können wir es nicht verstehen, daß Vertreter da sind. die 
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der Regierung Mittel bewilligen, die dazu bestimmt sind, | 
um der Arbeiterschaft die ANaut über die Dhren zu ziehen. | 


Ich 
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Ich Bemerke, daß im Saargebiet die Lesetze, die im November 
1918 ın Kraft waren, aufgrund des Versailler Vertrages heu- 
te noch Geltung haben können nur geändert werden, nach .n- 
hörung der ee der Bevölkerung. Daß dieser 
Vertrag auch für die Kegierungskommission nicht bindend ist, 
hat sie uns bewiesen. Sonderbar hat es gewirkt, daß sie ein 
Zuchthausgesetz erlassen hat, durch welches dieser Vertrag 
geschützt werden soll und eigentlich müßte sie selbst auf- 
grund ihrer eigenen NEL BAUR unter Anklage gestellt werden 
und müßte zu Zuchsthaus verurteilt werden: (lachen) Die 
Regierungskommission hat selbst den Friedensvertrag ver- 
Behtlich gemacht. Das ist das eine, was wir zu kritisieren 
ätten. | 


Was die indirekten Steuern selbst anlangt, möchte ich betonen, 
daß wir grundsätzlich als Vertreter der Arbeiterschaft es 
ablehnen, den Arbeitern ihre Nahrungsmittel und Gebrauchs-- 
artikel zu versteuern, "ir können uns nicht dazu hergeben, 
auch nur einen Cent. zu DEAN ER. Teiter ist es von der 
ee 100 eine liaßnahme, die sie getroffen hat, 
indem sie kurz vor Verahschiedun dieser Verordnung eine 
Notmaßnahme erlassen hat, ein Schl ins Gesicht. Weiter 
hat es die kegierungskommission bisher verstanden, die 
Steuern restlos nur aus den besitzlosen Klassen zu schinden. 
"ir haben ver schiedene Eingaben gemacht u.a. die Beseiti- 
sung der Lohn- und G:shaltssteuer. Diese Steuer, die man 
he den Bestimmungen, des Friedensvertrages eingeführt 
hat, hat gezeigt, daß man 45 aller Steuern von der Arbeiter- 
klasse herausgeholt hat. !;enn dann noch von einem Vorreäner 
sh wurde, daß der Abbruch der Kohlensteuer, den Abbruch 

edingte, so muß dem entgegengehalten werden, daß die 
Kohlensteuer auch nur eine Steuer war, die aus den Knochen 
der Bergarbeiter herausgeschunden wurde, Aufgrund dieser 
Tatsachen sehen wird, daß der gesamte Friedensvertrag. die 
gesamte bürgerliche hesellsch“ftsordnung richt in der loge 
ist, die Menschheit zu regieren, nein die Arbeiterscheft 
zu ruinieren. Es komt hinzu, daß seit 5 Monaten ein liürt- 
schaftskrieg tobt, der in der Geschichte seinesgleichen 
sucht. Ich möchte hier die Frage aufrollen, wo liegt die 
Schuld 7 daß er sich so lange zusdehnen kann ? "ar es nicht 
möglich, diesen zu verhindern ? Dazu ist es klar, daß die 
Regierung eines jeden Landes die Verpflichtung hat, dafür 

zu sorgen, daß es der Bevö lkerung einigermafien gut geht. 
Und gerade der Ne ierungskomission an der Sa r hat man die- 
sen Passus mit auf den :!eg gegeben im Friedensvertrag. "as 
hat sie getan ? Sie hat entgegen den Bestimmungen der Gewer- 
beordnung den “andratsämtern einen Erlaß geschickt, daß 
Streikposten untersagt sind und hat femer gesagt, daß die- 
se, mit aller Schärfe zu zerst:. reuen seien. Statt ieses soll 
die Regierungskormission den Schuldigen beim Kragen fassen 
und einmal. das Militär gegen den Unternehmer hetzen. Einer 
derartigen Regierung können wir keine Mittel bewilligen. "ir 
würden uns selbst den Hals zudrshen. Streikende Arbeiter 
bindet man ans Pferd. 50 bis 60 Arbeiter sind an einem 
Morgen verhaftet worden. Nun kommt noch eine dritte Frage . 
hinzu. "ir sehen, daß die Steuergroschen, die man einsutrai- 
ben verstand, dazu verwe ndet werden, einen Spitzelapnarat 
einzurichten, der seinesgleichen sucht. ilan sucht die imperi- 
alistischen Pläne der französischen Schwerindustrie zu ver- 
wirklichen. Das sind Dinge, die wir behandeln müssen und die 
wir nicht übergehen dürfen. u 

ir 
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- “ir haben auch insbesondere zu bemerken, daß un- 
sere Volksschule heute noch vollständig dem schwarzen 
Klerus ausgehändigt ist. Der Klerus hat die Macht, un- 
seren Kindern Sachen beizubringen, die sie nicht gcebrau- 
chen könren. "ir wollen unsere Kinder so erziehen las:en, 
wie es schon 30 Jahre auf dem Gymnasium getan wird. Das 
sucht man aber den Kindern des Volkes zu verwekren, denen 
giht man Steuern anstatt Brot. Auch dies ist ein Grund, 
um jegliche Mittel zu verweigern. Ich habe ein es 
Beispiel gesehen, was in der Volksschule erzielt wird. Ich 
habe das Zeugnis von dem Sohne eines Arbeiters geschen.Das 
Zeugnis war sehr schön. Alles mangelhaft und Religion - 
- sehr gut -. Ich habe zu dem Jungen gesagt, damit kannst 
du in die '!elt gehen und dein Brot verdienen. "ir ver- 
langen, daß die .. .Volksschulec befreit wird von dem kirch- 
lichen Zwang. "!ir verlangen, was man in einem fortgeschrit- 
tenen Staat verlangen kann. Des weiteren möchte ich noch 
feststellen, daß mläßlich des Streiks in Lothringen, 

sich die Regierung sehr bemüht hat, daß er zusammengebro- 
chen ist. Ich habe ihr geschrieben, daß es ihre Pflicht sei, 
als Verwalterin des Saargebietos die Vermittlerrolls zu 
übermehmen. Ich: bekomne ein Schreiben zugesandt, in dem 
Ha I wird, daß man es bedauere, mangels Zuständigkeit 

ie Vermittelung zu Übernehmen. 


enn ein Abgeordneter sich eben beschwerte, daß man soviel 
Paßschrierigkeiten gemacht bekomat um nach dem gelobten 
Land, ich habe mich versprochen, nach Frankreich, zu kon- 
men, möchte ich sagen, daß ich mich für meine Person nicht 
bemühen werde, einen Paß zu erlangen. !!ir lassen uns darüber 
keine grauen Haare wachsen. \lir wissen, daß unsere schöne 
Mutter Erde keine Machtherrschaft der heutigen Gesell- 
schaftsordnmung duldet und wir verstehen es, auch ohne 

Paß dorthin zu komen, wo wir hin wollen. 


"as die Verordnung gen DE ist es uns unverständlich in 
der heutigen Zeit dazu überzugehen, eine derartige Steuer 
auf den Zucker zu erheben. "leiter kommt hinzu, daß durch 
die Besteuerung der gesamten Produkte, wie sie der Ent- 
wurf.-vorsicht, die Faren im Proise stei gen. Auf der an- 
deren Seite gibt sich die Regierungskommission nicht dazu 
her, daß der arbeitenden Klasse nicht das Zahlungsmittel 
Ben wird, um diese TJaren kaufen zu können. Man unter- 
ckt.eine jegliche erg nach dieser ng an Dee 
hat der Abgeordnete Hoffmann die Gehälter der Beamten er: . 
wähnt. ür hat mit Recht gesagt,daß ars Staat sich scine 
Beamten durch gute Bezahlung hält. Bismarck hat cs auch 
sehr gut verstanden. Aus allen diesen Tatsachen heraus 
ist es klar, daß wir als Vertreter der Arbeiterschaft 
niemals einer derartigen Steuer zustimmen können. 'lTenn der 
Abgeordnete Hoffmann sagt, daß er er parat berage gegen 
je e indirekte Steuer ist, so freut mich das außsrordent- 
ich und es würde mich noch mehr frcuen, wenn die Genossen 
im Reich, auch diesen Gedanken vertreten würden. Die indi- 
rekte Steuer beuaeutet überall vo sie eingeführt ist, eine 
Schädigung für Zehn ana FIR die von den 'Taren leben ziüssen. 
Der ungeheuere ‘ir a der an der Ruhr entbrannt 
ist, beweist, daß die heutige bürgerliche Gesellschaft dem 
in entgegengeht. (Lachen.) Sie zu ben lachen, aber es 
S 


A 
1 Tatsache. Ich glaube, daß ir nicht mehr allzu lange 


arauf zu warten haben. lenn es den Vertretern so ernst 
ist, sich für das l!ohl und ‘che des Saargebictes einzusetzen, 
RL so 
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so k.:.n es nicht möglich sein, daß Sie heute dem Intmurf 
der indirekten Steuern zustimmen. Ich habe schon einmal ge- 
sagt, wo bleibt dic Verordnung betr. Abbau der Lohnsteuer? 
"ir sind der Ueberzeugung, daß die Herren der bürgerlichen 
Parteien, aufgrund ihrer Verbindung, die sie haben, es ver- 
standem haben, daß eine derartige Verordnung erschienen 
ist. "ir werden uns in Zukunft gegen diese lliaßnahme wehren, 
wenn das nichts hilft, dann werden wir zu unserem parlamen- 
tarischen Mittel greifen müssen. Ich sage noch einmal, 

wir lehnen eine jede indirekte Steuer für die Regierung ab. 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr.Scheuer. 


Dr. Scheuer ; Meine Damen und Herren ! Ich bit® Sie, nicht zu 
erschrecken, habe ich doch hier bei mir nichtein Manuskript 
sondern nur meine Vorlage. Ich bin ja teils in einer angeneh- 
men, teils in einer unangenehmen Lage. In einer angenehmen, 
daß ich mich als Letzter immer sehr kurz fassen kann, in 
einer unangenehmen lage, daß mir meine Viorredner immer 
alles weggenemmen haben. (Lachen und Heiterkeit.) Ich werde 
mich also kurz fassen, umso kürzer, als die Materie an sich 
ja sehr trocken ist; obwohl von vielen schönen Sachen da- 
rin die Rede ist, von Bier, jlein, Schaumwein; Die Verord- 
nung ist trocken und bleibt trocken. (Lachen.) Desiregen will 
ich mich kurz fassen. 





Ich hätte es such lieber gesehen, wenn die Regierungskom- 
mission uns vor Einbringung dieser Verlage mit den indi- 
rekten Steuern ein eigentliches Steuersystem gebracht hätte, 
das die Regierung ausgebaut hätte, damit die Vor würfe,die 
immer wieder von der Linken kommen, daß die Arbeiter und 
Angestellten allein Steuern Zahlen, eine Frage, die durch- 
aus nicht geklärt ist und deren Richtigkeit ich nicht u- 
geben kann, endlich aufhörten. An den Vorwürfen ist niemand 
anders schuld als die Regierungskommission, die es ver- 
säumt hat. rechtzeitig die direkten Steuern auch der oberen 
Klassen so zu gestalten, daß diese Vorwürfe aufhören. 


Spyaag ayaSsıydmıDous,s Var?AıTG4005 U 


Ich hätte es lieber gesehen, wenn ünd der Haushaltsplan 
eingereicht worden wäre - wir haben ihn nur zur .\enntnis zu 
nehmen . bevor diese Verordnung eingereicht worden wäre, 
Wir hätten wenigstens eier ob diese Steuern tatsächl ihh 
unbedingt nötig sind _oder nicht. So tappen wir teilweise im 
Dunkeln. Ich nehme allerdings an, daß die Steuer, auch die 
indirekten Steuern, auch noch nötig sind. Ich kann es mir 
micht so leicht mashen, wie es sich die Linke gemacht hat, 
die einfach sagt, wir lehnen jede indirekte Steuer ah, die 
einfach sagt, Bibser Regierung und diesem System xeinen 
Mann und keinen Groschen! Das ist die alte Phrase, wie sie 
im Reich immer gewesen ist. Die Sozialdemokratie, das muß 
zu ihrem Lob gesagt werden, das hat der Abgeoräünete Hoff- 
mann auch zingsstanden, hat sich drüben im Reich das nicht 
versagen können, sie hat eingesehen. daß es mit dieser 
ı Devise - das ist keine Franken- oder Dollardevise, sondern 
das sind andere Devisen -- (Lachen und Heiterkeit), daß es 
mit dieser Devise nicht geht. sondern daß auch indirekte 
Steuern nötig sind. Es gibt bis jetzt, so erstrebenswert 
das auch wäre, nicht ein Land, das auf die indirekten Steuern 
verzichten kann, nicht einmal England, und so werden wir es 
hier wohl auch nicht können. 
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bS vw..crd uns allerdings sehr schwer gemacht, derartigen in- 
direkten Steuern zuzustimmen, wenn man hört, daß die Re- 
gierungskommission mit dem Gedanken umgeht, hier im Saar- 
gebiet ein Gefängnis zu bauen. (Zuruf: Hört! Hört!) Daß 
also die Steuereinkünfte zu Mitteln verwandt werden, die 
nach unserer Ansicht und wohl nach der Ansicht des ganzen 
Landesrats nicht nötig sind. (Zuruf : Sehr gub !) Wir ha- 
ben früher die Gefangenen, die wir hier im Gefängnis - lei- 
der Gottes sind wir noch nicht so weüt, daß wir kein Ge- 
fängnis mehr brauchen - nicht unterbringn konnten, nach 
‚ittlich geschickt, und das Reich bezw. Preussen hat uns 
bisher diese Gefangenen abgenommen, und wird uns aüch in 
Zukunft diese Gefangenen abnehmen, sodaß es absolut unnö- 
tig ist,ein Gefängnis zu bauen. "ir werden, wenn das mit 
dem Gefängnisneubau Pr NEB TIE ist, unsere Zustimmung 
zu künftigen Steuern danach einrichten müssen. Ich muß 
Briesdings betonen, daß wir eigentlich leider Gottes nichts 
zu bewilligen haben, wir haben nur zu begutachten. ‘lenn ich 
mich dem Vorredner des Zentrums und der liberalen Volks- 
eh im Wesentlichen anschliesse, so tue ich es nicht 

er Regierungsko.mission zuliebe, sondern ich tue es des- 
wegen, weil Ich sage, man muß dem Staat geben, was des 
Staates ist. 





Aber ich muß dem Herım Hoffmann doch im einzelnen sehr Recht 
eben . ör hat unbedingt Recht gehabt, wenn er dagegen pro- 
estiert hat; ich schließe mich diesem Protest durchaus an, 

daß die Regierungskommissiom z.B. die ern 

ohne unsere Zustimmung erlassen hat. Sie hat die Besoldungs- 

ordnung nicht nur ohne unsere Zustimmung erlassen, ohne 

überhaupt die Beamten selbst zu befragen. Darüber herrscht 
in Beamtenkreisen, mit Ausnahme einiger wenigen, die durch 
diese Besolduns:sordnung vielleicht etwas günstiger wegge- 
kommen sind, allgemeine Zmpörung. "enigstens die Beamten 
hätte sie zweifellos befragen müssen. mpörung herrscht 

über diese Besoldungsordnung auch deswegen, weil in ihr wie- 

der ein System eingeführt worden ist: Das Aufrücken nach der 

Bewährung. 'I/as man davon zu halten hat, weiß jeder, obwohl 

auch ich auf dem Grumsatz stehe: Freie Bahn dem Tüchtigen! 

Ueber die Bewährung hat meiner Ansicht nach ein Ausschuß der 

Beamten mit zu entscheiden. 
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‚uch der Herr Reinhard hat Recht, und ich glaube Herr Hoff- 
mann auch, der dagegen groseasısr hat, daß die Regierungs- 
kommission einzelne Mustersteuerordnungen erlassen hat und 
die Gemeinden gezwungen hat, diese Mustersteuerordnungen, 
bei der Hundütsuer, dei der Konzessionssteuer und bei der 
Iustbarkeitssteuer, daß die Gemeinden diese Steuerordnungen 
einführen müssen nach diesen llustersteuerordnungen. Das 

ist ein Eingriff in die AauLHERONRELtuNg, wieder einmal ein 
Bingriff, gegen den auch ich Protest erheben muß. Ein Gutes 
hat allerdings z-B. die liustersteuerordnung bei der Hunde- 
steuer, denn sie hat wenigstens einen sehr guten "itz, den 
ich dem Landesrat nicht unterschlagen möchte. Es heißt 

im $ 4 dieser Mustersteuercordnung : "Steuerfrei sind Hunde, 
die bei öffentlichen Behörden oder bei Öffentlichen Anstal- 
ten unmittelbar zur ürfüllung Öffentlicher Aufgaben ge- 
hslten werden." - lieine Damen und Herren! Ich bitte Sie, 
bei diesen Öffentlichen Anstalten beileibe nicht an irgend 
welche Anstalten zu denken, an denen rundliche Frauen zur 


Bewachung 
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Bewachung sitzen, wenn sie auf Gäste lauern, sondern es han- 
delt sich um andere öffentliche Anstalten, die auf Grund 
öffentkicher Au Tapben, - was da zu sagen 1st, kann ich 

mir auch schwer denken. (Lachen und Heiterkeit.- Zuruf 

. Hoffmann: Sie dürfen diese Verordnung nicht verächtlich 
machen, das steht in der Notverordnung drin!). Dr.Scheuer 
fortfahrend! Ich sehe dem Strafverfahren mit Ruhe entgegen. 


Mitglied Karius (Ztr.) : lieine Dame und meine Herren! Unter 


etwa 20 bis 30 Steuergesetzen und Verordnungen, die die 

eg: TUNgeRgmet Be lon seit ihrer Tätigkeit hier im Saar- 

8° iet geändert oder eingeführt hat, sind en den 
ertretern der Bevölkerung etwa 3 zur Begutachtung. Es wa- 
ren dies die Gesetze 


1.) über die Kohlensteuer bei der Einführung, nicht aber 
bei weiteren Abänderungen, 

8.) vorläufige Verordnung über den Steuerabzug, 

3.) und eine andere noch. 


Aber kaum der l0.te Teil der ee en nurde den 
gewählten Vertretern der Bevölkerung zur Beßutachtung vor- 
Bnitgt. Damit hat die HOpLSFUNGBENBELER CH sich selbst 

er SEISTRONE des Versailler ee un an denn 
entweder ist die Regierung verpflichtet, alle Gesetze oder 
Verordnungen begutachten zu lassen, oder sie kann alle 

Ghne Begutachtung erlassen. Der Präsident der Regierungs- 
kommission hat in einem Schreiben an die Bergarbeiterver- 
bände die Freiheit der Arbeit im Saargehiet ITeierlichst be- 
tont. Ich wünsche auch eine Frei- heit im Steuerzahlen, indem 
man die Personen aussuchen kann, für die keiner Steuern zah- 
len will. ‘ir würden dann viele los, an denen wir keine 
Freude erleben, ohne daß damit die Wohlfahrt des Sazrgebiets 

efährdet wäre. Die Verteilung der Steuern zwischen den 

omnunen einerseits und der Tandeskasse andererseits muß 
eine gerechtere sein. !/ährend die Landeskasse Geld im 
Veberfluß hatie, (sie ist in der Lage, die Erhöhung der 
an sich schon hohen Gehälter der oberen Beamten zu tragen) 
sind die Gemeinden kaum in der Lage, die notwendigen Aus- 
gaben zu bestreiten. liancher Bürgermeister weiß nicht ein- 
mal, wo er das Geld zur Besoldung der Arbeiter und Ange- 
stellten am l. eines lionates her holen soll. "ir drängen 
in unserer Eigenschaft als Kommunalvertreter seit Jahren 
auf eine größere Berücksichtigung der Gemeinden bei der 
Verteilung der Steuern. Bine wichtige Frage, die auch in 
Gemeindevertretungen wiederholt aufgeworfen wurde, ist die, 
inwieweit der französische Bergfiskus zu den Jasten des 
Sa. rgebietes heranrezogen wird. Nach $ 13 des Saazstatuts 
sind die Beiträge der Gruben und deren Nebenanlagen, so- 
wohl zu dem örtlichen Haushalt des Saarbeckens, wie auch 
zu den Kommunalsteuern unter gerechter Berücksichtigung 
des Verhältnisses des '/ertes der Gruben zu dem gesamten 
steuerpflichtigen Vermögen des Saarbeckens festzusetzen. 
‚enn man die Steuer vergleicht, die die übrige Bevölker 
des Saargebietes zahlt, mit dem was der französische Staa 
als Besitzer der Gruben dieselbe Steuer zahlen : 

als 
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als Jesitzer der Gruben leistet, so ergibt sich keine ge- 
naue Ausführung des Vertrages von Versailles; Die Saar- 
ruben haben schätzungsweise einen 'Tert von. 1,1 Milliarden 
oldmark. “"lürde der französische Staat als Pesitzer der 
Gruben dieselbe Steuer zahlen, wie die Ubrigen Besitzenden, 
so könnte man manche Kulturaufgabe ermöglichen und manche 
Sntlastung vormehmen. Die bisher gezahlte Kohlensteuer 
kamn nicht als eine Steuer, die unter $ 13 fällt, gelten. 


sine grundsätzliche Frage, die in allen Ländern aufgeworfen 
wurde, ist nicht gut zu lösen, nömlich die Ziehung einer 
Grenze zvischen Luxussteuern und notwenaigen Verbrauchs- 
steuern, Allgemeiner Grundsatz ist, daß, wenn ohne indirek- 
te Steuern nicht auszukommen ist, man die genannten Luxus- 
artikel .ehr besteuert und defür die notwendigen Bedarfs- 
artikel entlastet. Die Grenze ist sehr schyer zu ziehen. üs 
ist moralisch nicht einwandfrei, wenn gegen eihe Erhöhung 
gewisser luxussteuern u ee wird, daß damit das Ge- 
werbe in seiner wirtschaftlichen Tragfähi,skeit gefährdet 
würde. Veber steuerliche und wirtschaftliche en a A 
muß das höhere Interesse des sittlichen und materiellen 
"Iohles der Bevölkerung stehen. Der Zug bei dem Ausbau der 
SrUsrgenSHagebung wird sich im Saargebiet mehr für Ein- 
führung der Iranzösi..schen Steuergesetze zeigen. Der Gegen- 
satz zwischen der deutschen und der französischen Wesetz- 
Steuergesetzgebung liegt in dem Ausbau_der direkten und 
indirekten Steuem. "'ährend in Deutschland in den letzten 
Jahren die direkten Steuern erheblich ausgebaut wurden, ist 
in Frankreich das System der indirekten Steuern überwiegend. 
Nur wenn Anleihen a la Notverordnungen zu machen sind, ird 
die dautsche Gesetzgebung berücksichtigt. 


"ir werden grundsätzlich verlangen müssen, daß das Systen 
der direkten Steuern ausgebaut "wird und die ei bee 
Schultern entsprechend belastet und_jeder zur Steuerzahlung 
herangezogen wird. 


"er das Leben im Saargebiet beobachtet, findet, daß die Ge- 
nußsucht und das Schlemmerleben sich immer nehr breit macht, 
während auf der anderen Seite die Not in unerhörter ‘leise 
steigt. Gerade diejenigen, die das Schleimerleben führen 
sind es auch, die sich an den Stemerzahlungen vorbeidrücken, 
während den Lohn- und Gehaltsempfängern der letzte OGentimes 
und Pfennig steuerlich erfasst wird. (Sehr richtig!) Die 
Regierungsko:mission sol_te zum Studium die Lohnsteuerzsttel 
der Lehrlinge sammeln. Ich sah Lohnzettel von Lehrlingen, 
denen ihre 4 % für Steuem abgezogen wurden, trotzdem ihnen 
nach Abzug der Beiträge zur Krankenkasse kauu noch et as 
übrig blieb. Auch hat die bisherige ::sthode der Steuerer- 
hebung vereinzelnd die liarkempfünger bedrückt und manche 
Frankenverdiener begünstigt. Js mag das mit Absicht ge- 
schehen sein, um den Franken einen srößeren Umlauf zu _ver- 
schaifen. Vor allem glaube ich mit Rücksicht darauf, daß 
Lehrlinge und Dienstboten ihre geringen Zinkomnen besteuern 
müssen -— ein Kinderprivileg fchlt auch - die 5 Mitglieder 
der Regierun;skommission von ihrer an sich zweifelhaften 
Steuerfreiheit keinen Gebrauch machen sollen. Sie würden 
damit einen Akt der Gerechtigkeit zeigen, der ihnen viel- 
leicht etwas Sympathie verschaffte. Diese Tat könnten "wir 
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zum Windesten ron dem saarländischen lütglied der Regie- 
rungskomiission v.rlangen. "To die Not so groß wie im Saar- 
ebiet ist, soll jeder die Steuern zahlen, zu denen er in 
er lage ist. !/enn man uns hier entgegenhält, daß wir kei- 
ne Reparationslasten zu trasen haben, so mac in etwa das 
stimmen. Tas wir aber nicht dem französischen Staat zu geben 
haben, geben wir dem französischen Kapital. 


Der Herr Kollege Hofimann berührte die Auswirkungen des 
Streiks auf das gesmute Wirtschaftsieben des Sasrzgebietes. 
Tatsache ist, daß die Steuereinnahmen des Saargebietes 

durch den Streik der Saarbergarbeiter unsecheuer beeinflußt 
worden sind. Noch. nie ist ein solch wirtschaftlicher Kampf 
unnütz solange geführt worden, wie dieser. "er in der 
Streikgeschichte und in den Ursachen, die zu Streiks führen, 
Bescheid weiß, muß bekennen, daß in Cieser \!eise ein Streik 
noch nirgends geführt murde, '/erum wirl er weiter geführt ? 
Auf Arbeitgeberseite nur, um des MMachtprinzips willen, auf 
der Seite der Arbeieter um anständige Entlohnung und gerech- 
te Behandlung. Man hat die Empfindung, daß zu der politis 


schen Entrechtung der Saarbevölkerung, ihrer Ausnahmestellung 


durch die Notverordnung, auch die wirtschaftliche Autokratie 
eingeführt weräen soll. Der Streik hat einen Ausfall allein 
an Lohnsteuern von etwa 3 Millionen 

Kohlensteuern " “ 6 Fres. verursacht. Mit 
den übrigen Verlusten, die durch die Arbeitslosigkeit und 
die Einschränkung des Umsatzes entstehen, dürfte ein Ausfall 
von mindestens i2 bis 15 Möllionen Fres. entsienden sein. 
Die Eisenbahn allein soll einen Trachtenausfall pro Tag 
von 200 000 Frces. haben. "arum kommt man nicht an den Ver- 
handlungstisch ? Meine Dame und meine Herren ! Tenn der 
ehrliche Wille, zum Frieden zu kommen, auf der Arbeitgeber- 
seite wäre, könnte der Friede in einer Stunde geschlossen 
werden. Durch die Erhöhung der Kohlenpreise ist die Lohn- 
frage gelöst. Der Herr Kollege Schmoll berührte die Kohlen- 
steuer. Nach seiner Ansicht sei es unklug gewesen, den Ab- 
bau der Kohlensteuer zu verlangen. Der Herr Kolfege Schmoll 
mag damit nicht ganz Unrecht haben. Etwa 40 % der Absatz- 
förde der Saargruben geht außerhalb des Saargebietes. 
Dami würden wir das Ausland zu den steuerlichen Lasten des 
Saargebiets mit heranziehen . Aber bisher verdiente der Saar- 
bergmann pro Schicht 5 Frcs. weniger wie der lothr. Berg- 
mann, trotzdem die Löhne früher im wesentlichen Be wa- 
ren. Der Lohnunterschied wird von der Bergverwaltung stets 
mit der Belastung durch die Kohiensteuer bsgründet, die in 
Frankreich nicht zu zahlen sei. Daher ist ülje Forderung der 
Bergarbeiter verständlich. Sie zahlen lieber etwas mehr di- 
rek a gseuers, lehnen es aber ab, für andere Steuern mit 
zu zahlen, 


Mit Rücksicht darauf, daß die "iohlfahrtsanstalten des Saar- 
gebietes sich in sehr schlechter Lage befinden, wäre zu 
empfehlen, daß die Branntweinsteuern den "Iohlfahrtsan- 
stalten vollständig überwiesen würden. Wenn wir zur posi- 
tiven Mitarbeit berei ; sind und der Megierungsxomminsion 
das an Steuer bemilligen. was sie braucht, so sollte diese 
sich verpflichiet fühlen, Rechenschaft über den Verbrauch 
der Steuern zu geben. Der Haushaltsr.ian könnte uns genau 
spezialisiert vorgexegt werden, damit wir in der Lage sind, 


alle 
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alle Ausgaben auf ihre Notiiendigkeit zu prüfen. Obiohl 
dentsche Fi.chleuts vorhanden sixnd,sıieht man in Kommis- 
sionen nur Frünzoscn,die nicht ein.zil der deutschen Spre& 
che genügend mächtig sind.Ls steht nicht im Versailler 
Vertrog,duss das Ssargebiet ii leitenden Stellen fust uus- 
schliesslich von ausländischen Beunten verweltet werden 
soll,diev fast 3 mıl so viel Gehalt bekommein,wic die_deut- 
schen Beamten. Dic Regierungskommission beschäftigt Leute, 
dic sich von Abneigung gegen Deutsehland nicht so frei 
halten können,irie es der neutrale fhharakter des Sau.rge- 
hietes verlangt. | 

‘ir Können nicht zulassen,d:ss gewisse. Leute ih- 
re dienstliche Tätigkeit zu Auslassungen gegen Deutsch- 
land benutzaon.henn vir wis dagegen wehren,handeln wir ge- 
neu so,wie Franzosen an unscrer Stelle cs tun würden. 


Vorsitzender : Das Wort hat der Abgeordnete Krütz ! 


Kratz ( 2.) : Meine Damen und Herren! Wir hiben hier über die 


Aufbringung von Mitteln zu, besehliessen,über deren Ver- 
wendung vir leider keinen Überbliek erhalten und auf deren 
Verwendung wir keinen Einfluss haben. Es ist von dem Ab- 
eorüi:cten Karius Po darsuf hingewiesen worden,dass 
die Verteilung der eingehenden lütte unkedingt ciner 
emcdour bedarf.benn wir schen,d«ss dic Wemeinden der,rtig 
beschränkt sind,dass sic jetzt für diese Zeiten für die 
krverbslosenfürsorge keiue littel mehr aufbringen können, 
wenn sie sogar von der Aegicrungskommission verboten Wer» 
den..enn das Selbstverwaltungsrecht der Kommanen illuso- 
risch gemacht wird,dann sehen wir,dass die Ver: endung der 
steuerlichen Hittel nicht gerecht ist und dess es den Ge- 
meinden nicht möglich ist,Ihre:n: sozislen und kulturellen 
Aufgeber zuchzukommen., 
Abgcordueter Hoffman: hat gcglaubt,du vir über die 
Verwendung der Nittel nicht zu bestimmen haben,cauch die 
indirekten Steuern ablehüen zu müssen. Er sprach.davon, 
dess sie eilliv ungcheuere Teuerungswelle für dus Marge- 
biet mit sich bringen würde.EIfektiv briugen die heutc 
zu beschliessenden Steuern keine weitere Belastung, sondern 


die Herabsetzung, wie sie die Komission beschlossen hat, be- 


deutet gegenüber der jetzt i:: 300 facher Föhe geltenden 
indirekten Steuern soßur eine effektive kleinc Verminde- 
rung.\!ir hielten _es für falseh von unserem Standpunkt 
sus als grösste Fraktion und Furtei,uns einfech der Mit- 
arbeit zu entziehen und auf Cie Gestaltung dieser indi- 
rekten Steusr' ohne SZinfluss zu bleiber,dadurch,d&ss ir 
grundsätzlich die ganze Vorlıge ıbgelehnt hätten. .ır 
gliuben,dass ir durch unsere literbeit Härten,die sich 
ous der Durchführung der Vorlage ergebeu nätten, abge- 
schwächt haben und somit dem Interesse der Bevölkerung 
am meisten gedieuüt haben. ”&s raur_der Grund,weshalb ir 
trotz unserer Oppositior zu dem Mepierungany sten mit der 
indirekten »teuervorlaüge uns ubgefurden haben und unsere 


Mitarbeit nicht versagt haben...ir hätten auch allen Grund 
dezu.ieh erinnere nur deran, dass mun völlig ohne Ursuche 
über einen Kreis des Saargebictes vor einigen fioehen den 
Ausnehmezustauc verhängt hat,vcgen eines Falles,dessen 
SALBEN ‚wie ihr die Regierungskommissiou schilderte und 


die Presse ‚die Bevölkerung jedenfalls keinen Glauben ent- 
gegenbringt. Der Vorgung ist so sugenhi ft d..ss er von dem 
rössten Teil der Bevölkerung,die die Umstände kennt,als 
onstruiert hingestellt wird. ix der offiziellen ae dan 

hiess es,es sci im Anteresse,d.s Schutzes und der Sicher- 


ann nen m aa nn 


heit 
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Sisherheit des Publikums geschehen und die französische 
esse und ihre Vertreter im Ssargebiet schrieben von 

Darktionen. Sue 

. Wir hätten auch Bedenken gegen die Bewilligung 
von litteln wegen der Verwendung derselben, hauptsächlich 
bei der en yo ya ehren Feier e Redner haben Sehon da- 
rauf hingevwiesen.Vir stehen auf dem Standpunkt,dass ein 
Besoldungsgesetz im Suargebiet ohne Anhörung der gewähl- 
ten Vertretcer nicht abgeäudert werden darf. 





( Zuruf: Sehr richtig ! ) 


Das bestehende Gesetz von 1920 ist inhaltlich,materiell 
geändert worden durch die .ährung und nun formell durch 
re einer neuen Gruppeneinteilung.\iir haben hier 
eine Verletzung unserer Zuständigkeit zu erblicken uud 
müssen umso schärfer eher pn unsere Fraktion 
rechtzeitig in eincn BireR die Regierungskomnission da- 
reuf eufmerksam gemacht hat,dass die Vorlage dem Landesrat 
vorgelcst werden müsse, .Eine derartige Besoldungsordnung 
ist sach meiner Ansicht ein sanktionierter .iucher an der 
Volksgemiinsch&ft des Saargebietes zugunsten Einzelner. 
“ir wundern uns _nieht,wenu durch diesc Besoldungsverhält- 
nisse einzelne Persomen,die als höhere Beamte deutscher 
Netinnalität,die Vertrauenspersonen der Bevölkerung sein 
sollen derartig en ihren Posten kleben und »achen uxter- 
schreiben,die sie als Deutsche unbedingt ablehnen müssten. 
Insofern kann man wohl von eincr ungünstigen .irkung dieser 
Besoldungsverhältnisse sprechen. 

"ir hoffen,dass in Zukunft die Verteilung und die 
Versendung der Mittel dem Bedürfnis entsprechend so ge- 
handhabt vird,dass als oberster Grundsatz der Aegieruxgs- 

. . . . . ’ 
kommission sein _soll,nämlich: Lie “ohlfahrt der ganzen 
Bevölkerung in Ssargebict! 





Vorsitzender: Es liegen keine ‚ortmeldungen mehr vor.Ich frage, 
ob sich noch jemand zum \iort melden will,es ist nicht der 
Fell,ich schliesse dann die Besprechung. 
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"ir schreiten zur Abstimmung.&s fragt sich,ob >ie 
den \!unsch haben, jeden cinzelnen Paragraphen vorzunehmen, 
oder ob Sie damit einverstanden sind,dass wir nicht ab- 
stimmen l.über die $%,die in der Kommission überhaupt kei- 
rc Anderungen erfihren haben,dass wir 2.nicht abstimmen 
über diejenigen Y%,die in der Kommission einstimmig abge- 
ändert worden sind und dass wir 3.abstimmen über dıieje- 
rigen 9%,bei denen ein Stimmenunterschied in der Abstin- 
mung in der Kommission cingetreten ist.Sind Sie damit 
einverstanden? | 


Bei Artikel 3 hat cin lätglied beantragt,dem Ab- 
satz 1 folgenden Zusutz zu geben: 


Pro 


© 


‚. _" Zuf_eine Beschwerde entscheidet das zuständige 
Mitglied der Regierungskommission endgültig. " 


„iderspruch erhebt sich nicht,Ich stelle fest,dass der 
Vorschlag einstimmig angenommen ist. 


Bei Absatz 2 besntragt ein Mitglied,die Gebühr 
von 2U zuf 30 Qentimes festzusetzen. 


.iderspruch erhebt sich nicht,.1lso einstimmig angenommen. 


Ich h&be vorhin,während der !kerr Berichterstatter von 
Vopelius 








ir DE, | ” { U 


von Yopelius den Berieht erstüttcte ‚festgestellt,dass 

ein rechien bestend zu scilen Darlcgungen und den 
Beschlüssen,wie sic der Protoköllführer uus den Kommis- 

s ionssitzungen nicdergelcgt hat wid zuer beim Brannt- 
weln unter ullifder b. 

Der Herr Berichterstütter hit gesugt,in Ziffer b .:ird der 
Satz von A,-Frunken cuf 3.50 Frunken ermässigt ‚währen 
der Protokollführer protokolliert hat auf 3.-Irauken. 
Viellcicht crinuert sich einer der Herren, ..ie dic Ver- 
hundlungen in der Kommission geiscsen sind. 


pr 


1 
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Schmoll ( Hula): Ich entsinne mich,dıss "ir in der Komis- 
sion 3.bFrunes gesägt haben, ::i& cs in dem Beschluss [cst- 
gelegt ist. 


Vorsitzender: Ss schcelut einstimmig die Meinung vertreten zu 
sein,dess mun sich auf 8,50 Frunken festlegen will.lec 
frage ‚ser damit einverständen ist,duss bei Brunntirein 
unter «&) Ziffer b) dor Sstz vorn A.-Freanken auf 3,5 
Fruürken fcstgesetzt „ird,möge sich erheben. 


"iderspruch erhebt sich nicht.Ich stelle die einstimmigc 
Annchme fest. 


ir komnen :seiter zu wlz Ziffer 6 . | 

Bin lütglied beentrugt Streichmg dicser Ziffer. 
Für diesen Antrag sind 2 Stimmen..er für die Streichung 
dieser Ziffer 6 ist,möge sich erheben: 


Ziffer 7 Spielkurten.»ie Konris.:ion stimmt dieser Ziffer 
zu mıt Auseihme der Herren Keinhurd und Hol!mann. 





Reinherd (Komn.): Ich möchte klarstellen,d.ss wir grundsätzlich 
an der Abstimmung nicht tciluecehmen.Bei der kener«lubstim- 
nn stimme: ir grundsätzlich gegen den Regierungsent- 

url und gegen deü Vorschl.g der Kommission. 


Vorsitzender : Zu Ziffer 8 macht cin lütglied den Vorschlug, die 
Sätze für labikerzeuguissce wuic Zigaretten ‚le folgt fcstzu- 





setzen: 
anstatt 2 Ires = gr res. bu 
Ye 9 5 = TEN) ; ‘) 
ie Zen oe ” 
2) 24 Pr 2 2 ER ? 
j 39 32,50 Q_ 
Be 1) 3 
er für diese Sätze ist,mögs sich erheben. LEinstimig | \, N 
ongcnommen mit Auszahme der bciden Herren von den Sozi- N 
aldemokraten und den Kommunisten. n 


Tic Sätze für Tfeifentubak,Kau-und Schuupftabsk sollen 
festgesetz werden „uf: 


n345tt dl res, ei Eros, 
“ ‚60 $ 3... | 
S 0.90 iu - 0.75 j; 
ir 1.50 & = 1,25 = 
MM 2.40 N 2 Bo ” 
" 3.90 a -- 34,8 y 
6.80 | De & 


Auch zugcnommen,mit fusnehme der beiden llerren der Lin- I 
ken. ziffer I_ 
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fer 9 ein... .vird wie in der Kommission besprochen, 
stimmig &ngunomnen. erh Br 





el: 
Ziffer 10 Zucker. ‚desgleichen. 


Bei den allgemeinen Bestimmungen zum Schluss ,itwiseportion, 
ht lediglich der Herr Scheucr eiuc Bemängelung gchubt, 
dass er „ls ”fälzer dagegen sulA müssc,dass man nur 2 Flu 
schen Bier mitnchmen köhne. 


Ich fr.uge ‚ver zur Begutachtung noch etrus ZU sugen hut; 
möge sich zum ort melden. 


Vorsitzender: Des ort hat der Abgcorducte Kingele! 


Ringele ($0z2.): Dic Sozi.ldemokratische Fraktion gibt zu der 
Vorl..gc betr.die Lrhebung indirckter Steuern,Tlolgeude Er- 
klärung üb 

" ir Lchien die Vorlage &b,d« ir grundsätzlich 
gegen: icde indirekte Stiuer sind..ir fordern vustutt der 
7:.dirckton Steuer dis schäfert. Heranzichuug des Besitzus 
zu den Steucrleistungen und bessere Lrfussung der .ucher- 
und Schicbergesinue und soziule Ausgestiltung der Lohn- 

stcucr. | 

Reinhurd {Komn.): , Div Kommunistisghe I'ruktio.: des Luudesr..tes 
gibt zu der Vorlage betr.die ärhebung indirekter Steucrn 
folgendes Qutachtca eb: 

" Ter. Intyurf der pa eerere Derap so.’ic die 
Abändcrungsvorschläge der Kommis.ion orGen :bgelehnt,da 
diese Steuern nur die besitzlosse Klisss belusten. " 


Vorsitzender: ünscht noch jemend das „ort.Eks ist wicht der 
F&1l.Ich schlicsse somit die »1tzung. 


Schluss-ccer Sitzwig 6 Uhr 40V Liinuten. 
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